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Ein Beitrag zur 
„Welternährungskonferenz Rom 5 Jahre danach“



An der Schwelle zum 21. Jahrhundert sind 800 Millionen Menschen unterernährt, müssen 
1,2 Milliarden mit weniger als einem US-Dollar pro Tag auskommen. Das Gros der Hungern-
den lebt auf dem Lande, dort wo Nahrung angebaut wird. Doch vielerorts ist den Armen der
Zugang zu Ackerflächen verschlossen. Das erklärt, warum 70 Prozent der hungernden Kinder
in Ländern leben, die Nahrungsmittelüberschüsse produzieren. Agrarreformen verkörpern ei-
ne Hoffnung auf eine gerechtere und nachhaltige Entwicklung. Können sie dazu beitragen, den
Hunger zu bekämpfen: mittels gerechtem Ressourcenzugang, starker sozialer Mobilisierung
und einer selektiven Struktur- und Förderpolitik? Die vorliegende Broschüre reflektiert den the-
matischen Dialog des EED und die Erfahrungen seiner Partner.

Im Juni 2002 findet die Nachfolgekonferenz zum Welternährungsgipfel von 1996 statt. Bei die-
sem „Welternährungsgipfel: Fünf Jahre danach“ werden Agrarreformen ein Thema sein, ein
viel zu wenig beachtetes – wie zu befürchten steht. Angesichts der Bedeutung der Agrarreform
für die Armutsbekämpfung will der EED mit der Vorlage dieser Broschüre versuchen, die Auf-
merksamkeit für das Thema zu erhöhen. Bei der Vorbereitung der Konferenz arbeitet der EED
mit der AG Landwirtschaft des „Forums Umwelt & Entwicklung“, dem „AK Armutsbekämp-
fung“ des Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie
dem Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) zusammen. Dabei wurde deutlich, dass Alternati-
ven zur marktzentrierten Agrarreform der Weltbank nötig sind. Den Begriff einer „am Men-
schen orientierten Agrarreform" als anzustrebende politische Alternative mit politischem Inhalt
zu füllen, ist eine gemeinsame Aufgabe, zu der die vorliegende Broschüre einen Beitrag leisten
will.

***

Walter Marschner ist Pastor der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien
(IECLB) und Mitglied der Landpastoral im brasilianischen Bundesstaat Paraná. Er promoviert in
Religionssoziologie an die Universität Hamburg. Dr. Rudolf Buntzel-Cano und Peter Lanzet sind
entwicklungspolitische Referenten beim EED.

Februar 2002
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„Auf den Straßen dieser Welt
die in Arm und Reich geteilt 
ziehn wir müde hin und her 
bis der Tod uns gar ereilt 
auf der Suche nach dem Ort
wo wir unser täglich Brot können 
essen ohne Not 
frei vom Druck der Reichen, 
brüderlich vereint.1“

Morgengrauen. Ein neuer Tag beginnt. Früh
muss Edivaldo los, um sich auf den Weg zur
Arbeit zu machen. „Früher als der Hahn ...“,
sagt Edivaldo, „... muss ich aufstehen. Der
Laster wartet nicht auf mich. Wenn ich nicht
am Weg stehe, fährt er einfach vorbei!“. Ge-
sagt, getan. Schon hört man in der Ferne
den Lärm eines alten Lasters. Ohne sich von
den noch schlafenden Kindern verabschie-
den zu können, klettert er auf die Ladefläche
des Lasters. Dort sind schon andere Passa-
giere.

Die Sitzplätze auf der Ladefläche sind schon
besetzt, so muss sich Edivaldo im Stehen
durchschütteln lassen wie seine Schicksals-
genossen. Sie sind auf dem Weg in die Frem-
de, um bei der Ernte eines Großgrundbesit-
zers zu arbeiten. Sie sind Tagelöhner, auf
Portugiesisch „Boias Frias“, was „kaltes Es-
sen“ bedeutet. Alle bringen ihr Essen mit.
Sie werden es in der Mittagspause auf dem
Feld kalt zu sich nehmen. Wie dem Klein-
bauern Edivaldo geht es in Brasilien Tau-
senden von Vätern, die ihre Familien verlas-
sen müssen, manche monatelang, um für
sich und ihre Familien das Überleben zu si-
chern. Sie haben kein Stück Land. Und
wenn sie einige Hektar Land besitzen, dann

ist es so schlecht zu bebauen, dass es nicht
zum Überleben reicht. Ihnen bleibt als einzi-
ger Ausweg nur, auf den Laster zu steigen,
um auf fremdem Land Beschäftigung zu fin-
den. So hat sich ein Volk gebildet, das sich
in ständigem Exodus in seinem eigenen
Land befindet.

Eigentlich sollte es genügend Boden in Bra-
silien geben. Das Land ist 24 Mal so groß wie
Deutschland hat aber nur doppelt so viel
Menschen. Land zu bearbeiten ist der Inbe-
griff der Träume für Millionen landloser Bra-
silianer, der „Sem Terra“ (Ohne Land). Ande-
rerseits können die kleinen Familienbetriebe
oft nicht mit den Großgrundbesitzern und
den Importen aus den USA oder der EU kon-
kurrieren. Nicht wenige haben deshalb in
den vergangenen Jahrzehnten aus purer Not
ihre Höfe in den Bundesstaaten Rio Grande
do Sul und Santa Catarina aufgegeben und
sind viele Tausend Kilometer in neue Sied-
lungsgebiete nach Mato Grosso oder in das
Amazonasgebiet gezogen. Für nicht wenige
endete die Reise in den Favelas der Städte. 

Schicksal? Mangel an Fleiß? Nachlässigkeit?
Es lässt sich nicht so einfach erklären. Bra-
silien wäre eigentlich ein reiches und frucht-
bares Land. Doch über 30 Millionen Men-
schen hungern. Sie hungern, weil der gesell-
schaftliche Reichtum ungleich verteilt ist.
Das gilt ganz besonders für den Landbesitz.
191 Großgrundbesitzer verfügen über mehr
Land als zwei Millionen Bauern zusammen.
4,8 Millionen Kleinbauernfamilien besitzen
nur das Land, auf dem ihre Hütten stehen. 

Auch Edivaldo musste sich nach einer Alter-
native für seine Familie umsehen. Immer,
wenn er aus der Ferne zurückkam, merkt er,
dass die Lage auf dem eigenen kleinen Hof

Walter Marschner

Land Gottes, Land für alle

1 Peregrino nas Estradas, frei nach Domingos dos Santos,
O.P., Brasilien
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schlimmer geworden war. Aus dem eigenen
Ackerland war nicht mehr herauszuholen.
Und so geriet Edivaldo in den Teufelskreis
der Verschuldung. Nachbarn waren bereits
von ihrem Stück Land vertrieben worden. 

Im Juni 1996 trat Edivaldo mit mehreren
anderen Schicksalsgenossen - Tagelöhner,
Landlosen, Pächtern, Slumbewohnern der
großen Städte – in die Bauernorganisation
und Landlosenbewegung „Movimento dos
Trabalhadores Rurais Sem Terra“ (MST) ein.
Zusammen waren sie an der größten Land-
besetzung in der Geschichte Brasiliens be-
teiligt. Gemeinsam mit mehr als 3000 ande-
ren Familien marschierten sie auf die Lände-
reien der Fazenda Giacometti, eine der ge-
waltigsten Latifundien im Land mit der ko-
lossalen Größe von 83.000 Hektar. Sie ha-
ben ein Stück der Fazenda besetzt, um ihren
Familien ein menschenwürdiges Leben zu
ermöglichen.

Acht Monate lang haben die Bauern auf dem
besetzten Land, unter miesesten Lebensbe-
dingungen, gezeltet. Wo es tags zuvor nichts
außer Büschen gab, errichteten sie aus
Bambus und schwarzer Plastikfolie Hütten.
So entstand  ein skurril aussehendes Dorf.
Ohne die Beteiligung anderer solidarischer
Bauern und der kirchlichen Gemeinden der
Gegend, die mit Lebens- und Finanzmitteln
konkrete Hilfe leisteten, hätten die 3000 Fa-
milien diese Wartezeit nicht durchhalten
können. Doch so und Dank der hervorragen-
den Organisation der Landlosen im Zeltlager
gelang es den Bauern, ein großes Stück der
Fazenda in ihre Verfügungsgewalt zu bekom-
men.

Die Besetzung der Fazenda schaffte ein ju-
ristisches Faktum. Das staatliche Institut
für Agrarreform sah sich gezwungen, ein
Landprüfungsverfahren einzuleiten, das das
Gebiet des Latifundiums abgrenzte. Der Ei-
gentümer wurde mit Wertpapieren aus dem
Staatsvermögen entschädigt.

„... unsre Augen werden neues Leben schau-
en, unsre Hände Land bebauen, nicht vergeb-
lich war der Kampf!“ 

Diese Geschichte ist kein einmaliges Ereig-
nis in der Geschichte der Agrarreform Brasi-
liens. Sie ist eine von verschiedenen Erfah-
rungen der Landlosenbewegung MST, die
durch solche Landbesetzungen seit Jahren
die Regierung zwingt, das Agrargesetz umzu-
setzen. Die Landlosenbewegung kann sich
dabei auf die brasilianische Verfassung be-
rufen, derzufolge alles Land einen sozialen
Zweck erfüllen muss. Für viele der ärmsten
Brasilianerinnen und Brasilianer ist die
Landlosenbewegung die einzige Hoffnung,
dem Hunger und der Gewalt der Favelas zu
entfliehen. In den zweiundzwanzig Jahren
seines Bestehens hat der MST so die Ansied-
lung von zirka 280.000 Familien erreicht.

Welche Kräfte, welche Überzeugung stehen
bei solchen Menschen in Hintergrund, dass
sie bei all ihrer Not wieder Hoffnung schöp-
fen? Die Äußerung der Bauern, wonach
„Land Leben ist“, macht deutlich, dass sie
Land nicht mehr nur als Mittel, sondern als
Lebensraum ansehen. Der Kampf um Land
zielt nicht nur auf eine bloße Landvertei-
lung, sondern auf die Befreiung bestimmter
Orte, wo Menschen einen neuen Sinn für ih-
re Existenz stiften. Nicht selten wird das
Land als „Mutter Erde“ beschrieben, die alle
Menschen in Schutz nimmt und allen das
Leben erhält. Das Land kann andererseits
„vergewaltigt werden“ durch das räuberische
Ausnutzen der Spekulanten und Groß-
grundbesitzer, so die bäuerliche Betrach-
tung. 

Das geltende landwirtschaftliche Modell ba-
siert auf der ökonomischen und politischen
Zusammenarbeit von Kapitaleigentum und
Landeigentum. Land und landwirtschaftli-
che Politik werden bloße Instrumente der
Kapitalbildung. Die Lebenspraxis der klei-
nen Landarbeiter geht von einem anderen
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Verständnis aus. In ihrem traditionellen Ver-
ständnis, das die Produktion familienbezo-
gen organisiert, verbinden sie die Produktion
für den lokalen und regionalen Markt mit
der Deckung ihres direkten Lebensbedarfs 
(Subsistenzwirtschaft). Für sie ist das Land
Ort der Produktion und Reproduktion des
Lebens. Land erhält eine existenzielle Di-
mension. In diesem Kontrast zwischen „Land
für Spekulation“ und „Land für Leben“ arti-
kulieren sich die Utopien der Landarbeiter. 

„Land ist Leben!“  „Das Land gehört Gott al-
lein“ „Gott räumt uns dieses Stück Land ein,

damit wir weiter in Würde Leben können“,
sagen die Landarbeiter. Antworten wie diese
findet man zahlreich in den Ökumenischen
Gottesdiensten in den Zeltlagern und Sied-
lungen. Die Wiederholung des biblischen
Exodus lässt sich in der Geschichte der
Landlosen erkennen.

„Gott hat unter uns gezeltet, er hat den
Schrei meiner Familie und unseres Volkes
gehört“, erklärte mir Edivaldo am Tisch, als
ich nach der ersten Ernte auf dem besetzten
Land von ihm zum Essen eingeladen wurde. 



10 EED Dokumentation

Man stelle sich vor, verschiedene Entwick-
lungspolitiken wie Agrarreformen, Abbau von
Handelsschranken oder die Entschuldung
würden auf einer Skala von 1 (sehr gut) bis 6
(ungenügend)  bezüglich ihrer unmittelbar ar-
mutsreduzierenden Wirkungen gemessen.
Wer würde nicht annehmen, dass bei einer
solchen Bewertung die Agrarreform eher und
direkter zu 1 tendiert als andere Politikins-
trumente. Denn immer noch lebt die Mehrheit
der Menschen, die mit weniger als zwei US-
Dollar am Tag auskommen müssen, auf dem
Land.

Könnte die größtmögliche Anzahl von Landlo-
sen, Landarmen sowie Kleinbauern und
–bäuerinnen in den armen Ländern rechtlich
gesichert auf eigenem Land leben und in
nachhaltiger Weise darauf produzieren, wür-
de das  mit einiger Sicherheit das Ende des
ländlichen Hungers und eine weitgehende Re-
duzierung der ländlichen Armut bedeuten.
Eine Perspektive hätte ein solcher Ansatz frei-
lich nur,  wenn er durch staatliche und glo-
bale Agrar- und Agrarmarktpolitik gefördert
und nicht durch Agrardumping und hohe Im-
portzölle behindert würde.

Agrarreform als EED-Advocacyaufgabe

Es gibt kein anderes entwicklungspolitisches
Instrument, welches so gut wie die Agrarre-
form dazu geeignet ist, in den ländlichen Ge-
bieten der Entwicklungsländer den Menschen
eine gesicherte Ernährung, Beschäftigung
und Einkommen zu gewährleisten. Trotz an-
haltender Tendenz zur Landflucht - vor allem
in Lateinamerika, aber auch in anderen Re-
gionen – leben immer noch etwa  53 Prozent

der Menschen in den Entwicklungsländern
auf dem Land 1. Sie erwirtschaften dort aber
nur einen unterproportionalen Teil des Brut-
toinlandsproduktes (BIP). Armut ist vor allem
ländlich und weiblich. Armutsbekämpfung
bedeutet daher zuallererst Agrarreform und
ländliche Entwicklung in einer Perspektive
der Neugestaltung der etablierten Rollen von
Männern und Frauen. 

Das Wissen um die Bedeutung des Zugangs zu
ländlichen Ressourcen für die Armutsbekämp-
fung bildet eine der Grundlagen der regionalen
Förderprogramme des EED. Diese haben seit
den 70er Jahren ihren Schwerpunkt in der
ländlichen Entwicklung. Bereits 1995 war der
EED Teil eines Dialogprozesses seiner brasilia-
nischen Partner zur Frage „Land und Demo-
kratie“, bei dem insbesondere die Auswirkun-
gen der Strukturen der internationalen Bezie-
hungen und die wachsende Rolle zivilgesell-
schaftlicher Organisationen in der ländlichen
Entwicklung untersucht wurden. 

1999 identifizierte der EED die Menschen-
rechte und den Zugang der Armen zu
Ressourcen als seine zentralen Advocacyauf-
gaben. Für die Arbeit am Thema Ressourcen-
zugang wurde eine Arbeitsgruppe gegründet.
Sie konzentrierte das Themenfeld auf Agrar-
reform, identifizierte die prioritären Themen
der Partner in diesem Handlungsfeld und
plante und begleitete ein Dialogprogramm mit
befreundeten Organisationen in ausgewähl-
ten Ländern. 

1. Im Frühjahr 2001 fanden Workshops der
Partner des EED zur Frage der Agrarreform in
Bangladesch, Bolivien und Georgien auf na-

Peter Lanzet

Die Bekämpfung der Armut braucht Agrarreformen

1 FAO: FAOSTAT, Database Results 2001
2 Die Berichte der Partner über diese Debatten können über die Web Site des EED (www.eed.de) in englischer, spanischer und

deutscher Sprache aufgerufen und heruntergeladen werden.
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tionaler Ebene statt2. Der Text „Die Bekämp-
fung der Armut braucht Agrarreformen“ in
dieser Broschüre zieht die Lehren aus den in
diesen Veranstaltungen zusammengetrage-
nen Erfahrungen der drei Länder für die Auf-
gaben einer armutsorientierten Agrarreform.

2. Ebenfalls in 2001 hat der EED sich inten-
siv an der Ausrichtung einer internationalen
Konferenz unter staatlicher und nichtstaat-
licher Beteiligung zur Frage des Landzugangs3

im Rahmen seiner Zusammenarbeit mit dem
Arbeitskreis Armutsbekämpfung (AKA) beim
Bundesministerium für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung ( BMZ) betei-
ligt.

Die Konferenz nahm die „Erklärung von
Bonn“ an ( siehe S. 32 ). Zentrale Aussagen
der Bonner Erklärung kritisieren das Modell
der insbesondere von der Weltbank geförder-
ten marktgestützten Agrarreform (MLAR).
Die Erklärung fordert eine Umverteilung von
Land, zur Ernährungssicherung. Auch Ent-
eignungen sollten, allerdings auf der Basis
geltender Gesetze, erfolgen können. Die Kon-
ferenz verlangte ferner ein Ende des EU-
Agrardumpings. Außerdem sollte die Rolle
der Zivilgesellschaft gestärkt, die in vielen
Ländern begonnenen Dezentralisierungs-
und Demokratisierungsansätze erweitert
und vertieft und die Menschenrechte durch-
gesetzt werden. Gleichzeitig beharrte die
Konferenz auf der gewaltfreien Lösung von
Landkonflikten durch  Beteiligung und Aus-
gleich.

3. Im Anschluss an die internationale Konfe-
renz führte der EED gemeinsam mit dem ka-
tholischen Hilfswerk Misereor und der Men-
schenrechtsorganisation FIAN ein Treffen von

NROs und sozialen Bewegungen durch4.   Da-
bei wurde die Erklärung von Bonn  über den
Zugang zu Land von den Süd-Partnern be-
grüßt. Begründung: Die Erklärung nehme
eher die Menschen und ihre Bedürfnisse in
den Blick als die des Marktes. Einige Teilneh-
mende waren sogar der Ansicht, die Erklä-
rung sei geeignet, die weitere Umsetzung des
marktgestützten Agrarreformmodells der
Weltbank zu verlangsamen, ja zu blockieren.

Es wurde positiv vermerkt, dass dem Doku-
ment trotz heftiger Debatte die kritischen For-
mulierungen zum marktgestützten Modell der
Agrarreform der Weltbank erhalten geblieben
sind. Das gebe dem Statement politisches
Profil und werde eine Rolle bei der Welternäh-
rungskonferenz im Juni 2002 spielen. Das
Treffen verabredete regionale Zusammenar-
beit bei agrarreformbezogenen Ereignissen.
Aktivitäten, Termine wurden ausgetauscht
und die Nutzung einer Internet-Plattform für
die weitere Debatte vereinbart. 

Die Bonner Erklärung eignet sich als Refe-
renzrahmen, um die sieben Verpflichtungen
der Welternährungskonferenz von 1996 (etwa
den „Code of Conduct“ für die Pflicht der gu-
ten Regierungsführung im Bereich der Er-
nährungssicherung oder für die Forderung
nach der Einrichtung einer Food Box durch
die Welthandelsorganisation WTO) zu über-
prüfen. Trotz der Kürze bezieht sie auch die
von der Agrarpolitik berührten Politikfelder
(Menschenrechte, Dezentralisierung, Zivilge-
sellschaft etc.) umfassender mit ein als etwa
das Statement der philippinischen Landre-
formkonferenz vom Juli 2001. Beide Erklä-
rungen teilen die Einschätzung der marktge-
stützten Agrarreformen5.

3 International Conference: Access to Land: Innovative Agrarian Reform for Sustainability and Poverty Reduction, Bonn (19.-
23.March 2001). Die Dokumente der Konferenz können unter http://www.monolayout.de/ im Internet aufgerufen 
werden. 

4 Das Treffen fand am  24./25.März 2001 in Bonn statt. Bericht/Protokoll verschickt auf Anfrage  FIAN Deutschland: 
Tel. +49-2323-49 00 99, Fax -49 00 18, e-mail: fian@home.ins.de, Overwegstr. 31, D-44625 Herne, Germany, 
Homepage: www.fian.de

5 ICARRD-Konferenz, 5.-8. Dezember 2000, Manila, Philippinen
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Auch der Aktionsplan der Bundesregierung,
der einen Beitrag zur Halbierung der Armut bis
zum Jahre 2015 leisten will, unterstreicht die
Bedeutung von Agrarreformen für die Armuts-
bekämpfung. Entsprechend richtet er seine
Politik an den Kleinbauern und –bäuerinnen
aus. Die vergleichsweise gute Berücksichti-
gung agrarpolitischer Fördermaßnahmen und
agrarmarktpolitischer Schutzmaßnahmen ist
sicherlich auch den Ergebnissen der Bonner
Konferenz zu verdanken. Für das Vertrauen
des Aktionsplans im Bereich Ernährungssi-
cherung auf die stark dynamisierende Wir-
kung unternehmerischen, marktorientierten
Handelns bleibt der Aktionsplan aber eine Er-
klärung schuldig, was umso weniger schlüssig

wirkt, da sich Ernährungssicherung weitge-
hend im informellen Sektor vollzieht. 

Beim internationalen NRO-Treffen wurde
deutlich, dass die Alternativen zur marktge-
stützten Agrarreform noch zu schemenhaft
und wenig detailliert sind. Keiner der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer wusste den bei die-
sem Treffen eingeführten Begriff der „Peoples
Oriented Agrarian Reform“ als anzustrebende
politische Alternative zu MLAR mit klaren po-
litischen Inhalten zu füllen. Das bleibt eine
gemeinsame Aufgabe, an der weiterhin von
verschiedenen Seiten gearbeitet werden
muss.
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Der entwicklungspolitische Stellenwert von
Agrarreformen hat sich in den vergangenen
fünf Entwicklungsdekaden immer wieder und
teilweise grundlegend geändert. Nachdem es
um das Konzept in den 80er Jahren ganz ru-
hig geworden war, scheint es jetzt wieder auf-
erstanden. Es kommt aber in einem ganz
neuen Gewand daher: als marktgesteuertes
Vorhaben.

Die Weltbank hat dafür das Konzept der
„market led agrarian reforms“ (MLAR) entwi-
ckelt. Deren Pilotphase ist vorbei, jetzt soll
die Förderung hochgefahren werden. Mit
MLAR will die Weltbank die Grundvorausset-
zungen für funktionierende Bodenmärkte
schaffen: der Boden soll zum „besten Wirt“
wandern. Der Modernisierungstypus des
„progressive farmer“, bekannt aus der indi-
schen „Grünen Revolution“, erlebt damit
fröhliche Urständ. Die Experten der Welt-
bank vermuten aufgrund des Überlebens-
drucks ein hohes Innovationspotenzial bei
den Kleinbauern. Mit dem Wachstumsan-
satz, so ihre Erwartung, könne daher ein ar-
mutsorientierter Umverteilungseffekt ein-
hergehen.

Doch die Weltbank ist nicht der alleinige Ak-
teur der internationalen Agrarentwicklung. In
welchen anderen Bereichen globaler Struk-
turpolitik werden ebenfalls Akzente für Agrar-
reformen gesetzt? Haben sie ihren unverrück-
baren Platz im landwirtschaftlichen Globali-
sierungsprozess?

Welternährungsgipfel 1996

Der von der FAO organisierte Welternäh-
rungsgipfel 1996 in Rom – wie dessen Be-
schlüsse umgesetzt werden, beobachtet die
„Kommission für Ernährungssicherheit“ –
verabschiedete zwei Dokumente:

1.) die „Rom Erklärung zur Ernährungssiche-
rung auf der Welt1“ , und

2.) den Aktionsplan des Welternährungsgip-
fels2

Beim „Welternährungsgipfel - Fünf Jahre da-
nach“ im Juni 2002 in Rom soll das in den
vergangenen fünf Jahren Erreichte überprüft
werden. Welche Aussagen machen die beiden
Dokumente zur Agrarreform?  

Der Erklärung des Welternährungsgipfels
1996 zur Hungerfrage kommt ein ähnlicher
Rang bei wie der „Earth Charter“ von Rio de
Janeiro 1992 zur globalen Entwicklungs-
und Umweltproblematik oder der Menschen-
rechtserklärung der Vereinten Nationen zur
Menschenrechtsfrage zu: sie hat Grundge-
setzcharakter. In ihr taucht das Wort „Agrar-
reform“ oder „Landreform“ nicht auf - was
eine Schwäche ist. Gleichwohl läutete die
Erklärung einen wichtigen Paradigmenwech-
sel ein: weg von der Nachfrage-Angebots-
Gleichung für Nahrungsmittel auf der Welt
(bei der stets die „Bevölkerungsexplosion“ ei-
ne wichtige Rolle spielt, der so genannte
Wachstumsansatz), hin zum Menschenrecht
auf Nahrung, das als ein Recht des Zugangs
zu Nahrung (Verteilungsansatz) verstanden
wird. 

Die Ursache von Hunger und Unterernährung
wird in der Armut gesehen, die durch mehr
Demokratie, eine gute Regierungspolitik und
Investitionen in die menschliche Entwicklung
beseitigt werden kann. Das Plädoyer für „ver-
besserten Zugang zu produktiven und finan-
ziellen Ressourcen“ erscheint in der Erklä-
rung gemeinsam mit der Anerkennung der

Rudolf Buntzel-Cano

Agrarreformen in den globalen Auseinandersetzungen

1 Siehe Internet-Adresse
www.fao.org/docrep/003/w361/w361e00.htm

2 ebenda
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Wichtigkeit der Bauern, Frauen, Fischer, in-
digenen Völker und ihren jeweiligen Organi-
sationen. Gleichzeitig erstaunt, dass eine
Landwirtschaftsorganisation wie die FAO die
zentrale Ursache in Bezug auf die spezifi-
schen Armutsprobleme der Landbevölkerung,
nämlich die Frage nach dem Zugang zum
„Boden“, gar nicht erwähnt. Trotzdem ist der
Grundansatz der Erklärung zu begrüßen,
denn er leitet direkt zu Maßnahmen der
Agrarreform über, auch wenn dies nicht ex-
plizit erwähnt wird.

Dagegen geht der Aktionsplan erheblich wei-
ter. In der Verpflichtung Nummer 2, die die
Armutsbekämpfung und den Zugang zu
Nahrungsmittel für alle anspricht, taucht
als konkrete Maßnahme auf: „der gleiche
Zugang von Mann und Frau zu Land und
anderen natürlichen und produktiven
Ressourcen, insbesondere, wo erforderlich,
durch die wirksame Umsetzung einer Land-
reform und die Förderung einer wirksamen
Nutzung der Ressourcen.“ Die – isoliert be-
trachtet - befriedigende Erwähnung, zusam-
men mit der dutzendfach versprochenen
echten Partizipation der Betroffenen an al-
len Entscheidungen, steht im Gesamtkon-
text des Aktionsplans gleichwohl aber recht
verloren da. Denn der Katalog der nötigen
Aktionen ist kaum überschaubar und
gleicht eher einer beliebigen Einkaufsliste.
In dieser befinden sich auch Maßnahmen,
die eher das alte Paradigma der Produktivi-
tätssteigerung durch Kapitalinvestitionen
und neueste Technologien stärken (Wachs-
tumsansatz).

Die Erklärung des parallel tagenden Forums
der Nichtregierungsorganisationen in Rom
1996 spricht dagegen eine sehr viel klarere
Sprache zu Gunsten konsequenter Agrarre-
formen. Diese kommt der Bonner Erklärung
sehr nahe: „Die Konzentration von Vermögen

und Macht muss zurückgeschraubt und wei-
tere Konzentration in Zukunft verhindert wer-
den. Insbesondere gilt: Agrarreformen zu
Gunsten der ländlichen Armen, die das Land
bebauen, müssen unmittelbar umgesetzt und
die Priorität auf die integrierte ländliche Ent-
wicklung gelegt werden3.“  

In dem jetzt vorliegenden „Entwurf für die Ab-
schlusserklärung des Welternährungsgipfels -
Fünf Jahre danach“ (WEG+5)4 wird zwar der
Aktionsplan noch einmal bestätigt, aber trotz
betonter Wiederholung von vielen Einzelaus-
sagen des Aktionsplans bleiben Agrarrefor-
men unerwähnt. Nur unter § 3 kommen sie
noch einmal ins Spiel: „Die Armutsreduk-
tionsstrategien müssen Maßnahmen zur Pro-
duktionssteigerung und zum Zugang zu Nah-
rung, Wasser, Land, Krediten und Technolo-
gien einbeziehen“. Es liegt nun an den NROs
darauf zu drängen, dass Agrarreformen in
dem Text explizit erwähnt werden und den ih-
nen gebührenden herausgehobenen Stellen-
wert erhalten. Das wird schwer, weil der Text
an dieser Stelle nicht mehr in Klammern
steht, das heißt die Verhandlungen darüber
als abgeschlossen angesehen werden.

Dagegen ist für das parallel zum WEG+5 ge-
plante NRO-Forum die Forderung nach ver-
besserten Zugangsrechten zu Land, Wasser
und Biodiversität eines von fünf Schwer-
punktthemen. In der Vorbereitungskonferenz
der NROs im September 2001 (Havanna) wur-
de die Bedeutung von Agrarreformen als eines
der Hauptmittel zur Bekämpfung des Hun-
gers sehr klar zum Ausdruck gebracht. Die
größte Bedrohung für die Welternährung
wurde darin gesehen, dass „Menschen die
Selbstbestimmung über ihre Ressourcen und
Lebensumstände verlieren“.  „Ausgrenzung“
(Exclusion) lautet das Schlüsselwort. Dafür
machten die NROs die Globalisierung, die
neoliberale Politik und besonders die Privati-

3 Profit for a Few or Food for All? A Statement by the NGO FORUM to the World Food Summit, Rome No-vember 17, 1996
4 unveröffentlichtes Manuskript der FAO, zu erhalten über das BMVEL, Ref. 615
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sierung und den forcierten landwirtschaft-
lichen Strukturwandel verantwortlich.

Sie forderten stattdessen „Ernährungssouve-
ränität“. Diese müsse „die Umsetzung radika-
ler Prozesse umfassender Agrarreformen
beinhalten, mit gleichen Zugangsrechten zu
Ressourcen, primär Land, Wasser und Wäl-
der.“  In Ablehnung des Weltbankansatzes der
„marktgeleiteten Agrarreform“ betont ihre Er-
klärung, dass „Agrarreformen eine Verpflich-
tung nationaler Regierungen sein müssen, als
unmittelbare Umsetzung des Menschenrechts
auf Nahrung und für die Verpflichtung zur Ar-
mutsbekämpfung.“ Weiter heißt es: „Wir leh-
nen die Politik und die Programme zur Kom-
merzialisierung des Bodens ab, die von der
Weltbank als Ersatz für echten staatliche
Agrarreformen verfolgt werden5.“  

Der tatsächliche Stellenwert von Agrarreform-
programmen in der praktischen Arbeit der
FAO ist gering und in den vergangenen Jah-
ren stark geschrumpft. Dies ist umso bemer-
kenswerter, als das Thema in den 70er Jah-
ren einen prominenten Status eingenommen
hatte und die „Weltkonferenz zu Agrarreform
und Ländliche Entwicklung“ (WCARRD) 1978
für zusätzliche Schubkraft sorgte. Als Ergeb-
nis der Konferenz wurde 1980 eine neue Ab-
teilung innerhalb der FAO geschaffen, die
dann aber immer mehr schrumpfte, bevor sie
in der Bedeutungslosigkeit verschwand.

In der heutigen Internet-Selbstdarstellung
der FAO kommt das Thema Agrarreform so
gut wie gar nicht vor. Nur unter vielen Ver-
weisen taucht es schließlich als ein Thema
auf, zu dem die FAO Publikationen nachwei-
sen kann. Bei deren Lektüre fällt auf, dass die
meisten Veröffentlichungen dem Weltbankan-
satz der „marktgeleiteten Agrarreformen“ das
Wort reden. Als Instrument zur Armuts- und

Hungerbekämpfung werden Agrarreformen
seitens der FAO nicht gesehen. Zwischen
Wort und Tat gibt es bei der FAO offenkundi-
ge Widersprüche.

WTO und Agrarreform

Vom 9. bis 14. November 2001 fand in Doha
(Katar) die Ministerratstagung der WTO statt.
Sie leitete eine neue Welthandelsrunde ein.
Viele NROs sehen den Welternährungsgipfel
und die WTO-Agrarverhandlungen - die jetzt
als Teil der Runde in Genf auf Hochtouren
laufen – im Zusammenhang. Welche Bot-
schaft haben sie im Hinblick auf das Thema
Agrarreform und WTO? 

Die Verbindung von Welternährungsgipfel
und WTO-Agrarverhandlungen ist indirekt
und sie ist abstrakt, weshalb sie auf den ers-
ten Blick nicht besonders schlüssig wirkt.
Auch Handelspolitiker wollen diese Verbin-
dung nicht sehen. In den 42 eingebrachten
Positionen verschiedener Regierungen und
Ländergruppen in die WTO-Verhandlungen
zur Landwirtschaft - gut zwei Drittel stam-
men von Entwicklungsländern - tauchen
Agrarreformen mit keinem Wort auf.  Das ist
nicht verwunderlich, denn es geht der WTO
um Handelsfragen. Agrarreformen aber sind
nationale agrarpolitische Maßnahmen, die
eigentlich nicht handelsrelevant sind. So fal-
len die Staatsausgaben für die Umsetzung
von Agrarreformen unter die Rubrik „ländli-
che Entwicklung“, die sich in der Kategorie
„Grüne Box-Maßnahmen“ befindet, das
heißt, es handelt sich um Subventionen, die
nicht als „handelsverzerrend“ betrachtet
werden und deswegen keinen Verpflichtun-
gen zum Subventionsabbau unterliegen. In-
sofern könnte man sagen, dass die WTO kei-
ne Bedeutung für die Agrarreformdebatte
hat.

Andererseits steht die WTO für Bemühungen,
die Agrarpolitik weltweit im Sinne der Liberali-
sierung zu harmonisieren. Dabei ist nicht so

5 Final Declaration of the World Forum on Food Sovereignty,
Havanna (Cuba), September 7, 2001; siehe unter Internet-
Adresse: www.forumfoodsovereignty.org/anexoseng.htm
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sehr entscheidend, ob die rechtlichen Ver-
pflichtungen, die die Entwicklungsländer bis-
her eingegangen sind, wirklich binden, oder ob
sie nur ordnungspolitisch ein gewisses Modell
der Agrarentwicklung nahe legen. Nach einhel-
liger Meinung liegt die eigentliche Bedeutung
der WTO darin, dass sie es geschafft hat, über-
all auf der Welt die Logik nationaler agrarpoli-
tischer Konzepte auf das Modell der Welt-
marktintegration umzupolen. Subventionsab-
bau, Öffnung der Märkte für ausländische
Konkurrenz, Privatisierung gewisser Leistun-
gen, Verbot der quantitativen Restriktionen
und anderer staatlicher Marktinterventionen,
globale Harmonisierung der Standardsetzung
bei Betriebs- und Nahrungsmitteln sind die
Instrumente der WTO.

Jede einzelne Maßnahme mag ohne direkten
Bezug zu Agrarreformen stehen, aber in der
Gesamtheit folgen sie einer Modelllogik, die
auf unbedingtes Wachstum in der Landwirt-
schaft setzt: über den effizienten Anbau von
Exportkulturen, den Ausstieg aus Nahrungs-
mittelkulturen, die international nicht kon-
kurrenzfähig sind usw. Dieses Paradigma
steht dem Grundansatz von Agrarreformen
diametral entgegen. Beim Liberalisierungsan-
satz hat die Agrarstrukturfrage nur eine ab-
geleitete Funktion und reine Effizienzbedeu-
tung, ist aber keiner Armutsorientierung ver-
pflichtet. Wenn die Liberalisierung wie im Fall
von Mexiko zur massenhaften Verdrängung
von Kleinbauern mit ihren Reis- und Mais-
kulturen führt, gleichzeitig aber eine Umnut-
zung des Landes für Exportkulturen und eine
Bodenbesitzkonzentration bewirkt, dann ist
dies das Gegenteil von dem, wofür Agrarrefor-
men stehen.

Die Opposition zur WTO („Take Agriculture
out of WTO“) in den Entwicklungsländern ver-
steht sich als eine Kraft, die politische Rah-
menbedingungen für ein agrarreformfreundli-
ches Klima schaffen will. Wenn agrarreform-
bewegte NROs und Bauernorganisationen ge-
gen die WTO opponieren, dann geht es nicht

um konkrete Forderungen zu den Vertrags-
verhandlungen, sondern um die Ablehnung
des Gesamtmodells. Ein reformistischer Lob-
bykurs gegenüber der WTO erscheint diesen
Kräften nicht nötig und machbar und ist für
Agrarreformen unproduktiv.

Agrarreformen im Welternährungsansatz

Die NROs sehen die Agrarreform als eine der
fünf Hauptforderungen in der Strategie gegen
Hunger und Armut.  Es geht ihnen um eine
Änderung des WTO-induzierten weltmarkt-
orientierten Paradigmas der Agrarentwick-
lung. Die anderen Forderungen sind: 

1.) „Ernährungssouveränität“ als Kernforde-
rung, insbesondere die Herausnahme des
Grundnahrungsmittelbereichs aus dem WTO-
Vertragswerk. Jedes Land soll das Recht ha-
ben, den Grad seiner Selbstversorgung mit
Grundnahrungsmitteln selbst zu bestimmen
und danach seine Agrarpolitik auszurichten.  

2.) Eng verbunden damit ist das „Recht auf
Nahrung“. Jedes Land hat die Pflicht, den
Hunger zu bekämpfen durch eine Armuts-
orientierung aller Politikbereiche. 

3.) Das geschieht mit Hilfe von ökologisch
ausgerichteten Produktionsmethoden,

4.) durch partizipatorische Prozesse sowie die
Einbeziehung der Organisationen der Zivilge-
sellschaft.  

Alle NRO-Ansätze zur Bekämpfung des Hun-
gers ranken sich um diese fünf Kernbereiche.
Innerhalb des NRO-Lagers gibt es allerdings
hinsichtlich der WTO abweichende Einschät-
zungen. Während die meisten Süd-NRO wenig
Verständnis für die hohen landwirtschaft-
lichen Unterstützungsniveaus in den OECD-
Ländern haben, gibt es auf Seiten der meisten
europäischen NROs ein gewisses Verständnis
für bestimmte Subventionen, soweit sie nicht
handelsverzerrend sind und „guten Zwecken“
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dienen (Umwelt-, Verbraucher-, Tier-, Klein-
bauernschutz, Regionalisierung).

Das asiatische NRO-Netzwerk „Focus of the
Global South”, das Third World Network, das
South Centre und einige andere sind mit den
grundlegenden Positionen der G 77-Staaten
bei den WTO-Agrarverhandlungen einig, dass

1.)  die Flächen- und Tierprämien in der EU
abgeschafft gehören, und

2.)  die so genannten „nicht-handelsverzer-
renden Subventionen“ in ihrer absoluten Hö-
he gedeckelt werden sollen - wenigstens so
lange, wie nicht gesichert ist, dass die Pro-
dukte der damit geförderten Agrarbetriebe
nicht auf den Weltmärkten erscheinen. Hier-
unter fallen eine ganze Reihe von Subventio-
nen, die angeblich marktneutral sind, weil sie
nicht an Preise, Mengen, Produktionsfaktoren
oder einzelnen Erzeugnissen ansetzen (Agrar-
forschung, Ausbildung, Not- und Katastro-
phenhilfe, ländliche Entwicklung, Vermark-
tungshilfen, Umwelt usw.). 

Ein europäisches NRO-Treffen zur Vorberei-
tung auf den „Welternährungsgipfel – fünf
Jahre danach“ vom 15./16. Oktober 2001 in
Brüssel, das von berufsständischen Interes-
sen dominiert war, plädierte dafür, die Forde-
rung nach Agrarreformen auch auf die EU zu
übertragen. Agrarreformpolitik würde dann
für die EU bedeuten, dass der landwirtschaft-
liche Strukturwandel gebremst, die Landkon-
zentration verhindert und der vereinfachte
Zugang zu Land für Berufsanfänger gefördert
wird. Diese Forderungen halte ich für ent-
wicklungspolitisch kontraproduktiv, weil sie
neue Subventionsfässer für Europas Land-
wirtschaft aufmacht.

Konversion des Agrarprotektionismus

Der EED setzt sich zusammen mit Misereor
und Brot für die Welt für einen Abbau des
Agrarprotektionismus im Norden und eine

Umschichtung der riesigen Agrarsubven-
tionsmittel zu Gunsten der nachhaltigen
Landwirtschaft, ländlichen Entwicklung und
Welternährung im Süden ein. Bisher ist die
Unterstützung der Bauern im Süden „nega-
tiv“ ist, das heißt sie werden vom Staat und
Wirtschaft „geplündert“, die Unterstützung im
Norden dagegen „positiv“: sie werden subven-
tioniert. Gleichzeitig haben die meisten Ent-
wicklungsländer ihre Importbeschränkungen
schon unter den Auflagen des Internationalen
Währungsfonds abgebaut. 

Internationaler Agrarhandel bedeutet des-
halb die massive Eroberung der Agrarmärk-
te des Südens durch die geschützte und
subventionierte Ernährungswirtschaft der
Industrieländer. Solange diese grundlegende
Asymmetrie in der Weltlandwirtschaft exis-
tiert, werden alle gut gemeinten Maßnahmen
der ländlichen Entwicklung (inklusive Agrar-
reformen) wirkungslos bleiben. Die der Welt-
agrarwirtschaft zu Grunde liegenden Struk-
turen der Anreize, Preisbildung und Han-
delsregeln sind so diskriminierend ge-
genüber den Bauern im Süden, dass die
Bauern des Südens entweder in den
Ruin/zur Aufgabe der Landwirtschaft getrie-
ben werden, oder aber sich in die Subsis-
tenzproduktion zurückziehen.  

Das gilt im Grunde auch für die Bauern in der
EU, ja selbst in den USA: Würden sie nicht
mit Hilfe der Steuerzahler „künstlich“ am Le-
ben gehalten, könnten sie nicht existieren.
Denn die Marktpreise liegen weitgehend unter
den Selbstkosten. Die Gesamtunterstützung
der OECD-Länder für ihre Landwirtschaften
belief sich 1999 auf 360 Mrd. US-Dollar. Das
ist doppelt so viel, wie alle Agrarexporte der
Entwicklungsländer zusammen, und gleich-
zeitig rund 30 Mal mehr, als die gesamte
landwirtschaftliche/ländliche Entwicklungs-
hilfe der OECD-Länder.

Diese Ungleichgewichtigkeit in der Welternäh-
rungsordnung muss sich grundsätzlich än-
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dern, wenn Hunger und ländliche Armut
wirklich bekämpft werden sollen. Die einzige
Kraft, die dazu in der Lage wäre, ist die WTO.
Ansatzweise hat sie damit bereits begonnen:
So zielen die neuen Verhandlungen haupt-
sächlich auf den Abbau des Agrarprotektio-
nismus in den OECD-Staaten. Für die Ent-
wicklungsländer sollen dagegen erhebliche
Nachbesserungen auch zum Eigenschutz ih-
rer Ernährungssysteme ausgehandelt wer-
den.

Während La Via Campesina und andere NROs
die WTO-Politik mit Blick auf Agrarreformen
für kontraproduktiv halten, kommen wir mit
vielen anderen Süd-NROs zu einer fast gegen-
sätzlichen Sicht: Die WTO-Agrarverhandlun-
gen könnten durch den Abbau der globalen
Asymmetrie neue Freiräume für Agrarrefor-
men im Süden eröffnen. Voraussetzung dafür
ist, dass

1.) der neue Agrarvertrag der WTO für den
Abbau des Agrarprotektionismus im Norden
wirklich greift,

2.) und im Süden zu keinen weiteren Libe-
ralisierungszwängen führt. Im Gegenteil. Es
müssen Finanzmittel und Freiräume vom
Norden auf den Süden umverteilt werden.

Ob es gelingt, in diesem Sinne den WTO-Ver-
handlungen in Genf einen Impuls zu geben,
hängt wesentlich von der weltpolitischen Lage
ab. Der 11. September hat zu einer Verände-
rung der Kräfteverhältnisse geführt. Die For-
derung nach einer „Friedensdividende“ der
nördlichen Agrarpolitik etwa ist Bestandteil
der Bundestagsresolution zur Entsendung
von Truppen nach Afghanistan vom 16. No-
vember 2001. Die Aktion der deutschen
kirchlichen Hilfswerke hat so schon politische
Schlagkraft, noch ehe sie wirklich begonnen
hat.

In dem Maße, in dem der Agrarprotektio-
nismus und die Überschussproduktion im
Norden abgebaut wird (d.h. das weltweite
Agrardumping endet), in dem Maße steigen
die Weltmarktpreise für Nahrungsmittel, er-
halten die Bauern im Süden wieder positive
Marktanreize. Dann  machen auch Investitio-
nen in Agrarreformen besonders in solchen
Südländern großen Sinn, in denen die Land-
besitzverhältnisse extrem ungleich sind. In
diesen Ländern muss die aus den reduzierten
Agrarsubventionen finanzierte zusätzliche
Entwicklungshilfe der OECD-Länder zur An-
kurbelung der Selbstversorgung prioritär in
die Förderung von Agrarreformen investiert
werden.
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Partner des EED in Asien, Lateinamerika und
Osteuropa haben im Frühjahr 2001 Debatten
zur Frage nationaler Agrarreformen begon-
nen. Über deren Ergebnisse berichtet der fol-
gende Beitrag aus der Sicht des EED1 in sei-
nem ersten Teil. Daran schließen sich im
zweiten Teil Überlegungen über die Erforder-
nisse der Agrarreformpolitik zur Armutsbe-
kämpfung auf verschiedenen regionalen Ebe-
nen an. Die Argumentation gründet sowohl in
den Ergebnissen der Länderdebatten, als
auch auf den Erfahrungen des EED in der
Zusammenarbeit mit seinen überseeischen
Partnern. 

I. Agrarreformansätze in 
Bangladesch, Bolivien und Georgien

Bangladesch

Bangladesch, ein Land wenig größer als 
Bayern aber mit einer Bevölkerung von über
130 Millionen Menschen, versorgt sich weitge-
hend selbst. Diese erstaunliche Tatsache
dürfte nur zum geringen Teil einer umsichti-
gen Agrarpolitik,  eher schon der Fruchtbar-
keit des bengalischen Flussdeltas und den
ausgeklügelten Methoden der traditionellen
Landwirtschaft zuzuschreiben sein. Eine fünf-
köpfige Familie kann auf einem Hektar Land
ein Auskommen oberhalb der Armutsgrenze
erwirtschaften2. Nachhaltige Anbauintensivie-
rung scheint hier kaum noch möglich. Im Nor-
den und Osten des Landes und in den Chitta-
gong Hill Tracts gibt es aber Landstriche, de-
ren landwirtschaftliche Produktivität erhöht
und nachhaltiger gestaltet werden muss. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Agrarreform
in Bangladesh gehört es, Rechtsverletzungen
im Zusammenhang mit Landkonflikten zu be-
kämpfen. Dafür ist die Schaffung funktionie-
render Institutionen für die Dokumentation
des Bodeneigentums und für die Landge-
richtsbarkeit sowie die Bekämpfung der Kor-
ruption erforderlich. Die illegale Vertreibung
von Menschen (z. B. werden mittels physi-
scher Gewalt kommerzielle Makrelenfarmen
oder Teakholzplantagen etabliert) muss ein
Ende haben. Es erscheint geradezu grotesk,
dass – nach Erkenntnissen des landesweit or-
ganisierten Agrarreformnetzwerkes ALRD –
solche Farmen über Kredite der Asian Deve-
lopment Bank (ADB) im Namen der Moderni-
sierung der Agrarstrukturen finanziert wer-
den. Weitere wichtige Aufgaben bestehen in
der rechtlichen Anerkennung und sozialen
Durchsetzung gleicher Erb- und Eigentums-
rechte der Frauen und der Schaffung von zu-
kunftsfähigen, selbstverwalteten Existenz-
grundlagen für die ethnischen Gruppen auf
eigenen Territorien. 

Weiterhin ist es Aufgabe der Politik, Staatsland
zu erfassen und an Bedürftige umzuverteilen,
Landeigentum zu überprüfen und steuerlich
unter einer einzigen Familiensteuernummer zu
registrieren sowie die bei 7,5 Hektar liegende
Obergrenze für Landbesitz weiter zu verrin-
gern. Eine öffentlich geführte Agrarreformde-
batte ist erforderlich, damit die Frage der so-
zialen Verantwortung und Gerechtigkeit in der
Politik wieder stärker unterstrichen wird, die
durch die übermäßig betonte Orientierung auf
Mikrokredite für Arme, insbesondere Frauen,
tendenziell ausgeblendet worden war. 

Peter Lanzet

Neue Strategien für Agrarreformen

1 Die Berichte der Partner über diese Debatten können über die Web Site des EED (www.eed.de) in englischer, spanischer und
deutscher Sprache aufgerufen und heruntergeladen werden. 

2 Aussage des landesweiten Landreformnetzwerkes ALRD (Association of Land Reform and Development), Dacca (Bangladesch)



20 EED Dokumentation

Zivilgesellschaftliche Organisationen in Bang-
ladesch, darunter die Partner des EED, sind
stark motiviert, ihre Zielgruppen für Umvertei-
lungs- und Transparenzfragen zu mobilisieren
und die erforderliche Lobby- und Advocacyar-
beit in Bangladesch, aber auch gegenüber der
Asian Development Bank oder multilateralen
Organisationen zu leisten. 

Fragen der Umverteilung von Land und der
transparenten Regierungsführung behalten
auch künftig ihre Bedeutung in Bangladesch.
Ins Gewicht fallende Beiträge zur Reduzie-
rung der ländlichen Armut dürften aber eher
von gewerblichen und industriellen Initiativen
zu erwarten sein, denn die Bodenressourcen
sind weitgehend ausgeschöpft. Nur noch we-
nig Staatsland und Land in illegaler Nutzung
wäre auf eine große Zahl von landhungrigen
Familien umzuverteilen. 

Um nicht-landwirtschaftliche Beschäftigung
und Einkommen auf dem Lande in spürba-
rem Umfang zu erweitern, muss die ländliche
Gewerbeentwicklung und Industrialisierung
noch stärker zum Schwerpunkt der Politik
werden. Auch in diesem Sektor haben die
NROs gute Modelle entwickelt, z.B. in den Be-
reichen Weiterverarbeitung von Lebensmit-
teln, Herstellung von Baumaterialien, lokale
Dienstleistungen, ländliches Gewerbe -  ein-
schließlich der notwendigen Bildungsansätze.
Diese Initiativen stoßen jedoch bald an die
Grenzen von Kapital, Kompetenz und Bedarf.
Zusätzliche Finanzmittel können zur Über-
windung dieser Grenzen nur beitragen, wenn
sie auf der Grundlage eines umfassenderen
Konzepts der Reform agrarischer Strukturen
und ländlicher Entwicklung sowie der Inte-
gration der Stadt-Land-Dynamik zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Aber die NROs wenden sich nur langsam den
produktiven Sektoren stärker zu. Sie haben
einen erheblichen Teil der eigentlich dem
Staat zufallenden sozialpolitischen Aufgaben
übernommen und können diese nur langsam

an dezentrale Strukturen oder an die Regie-
rung abgeben. Dennoch wird es notwendig
sein, dass die NROs auf die Finanz-, Wirt-
schafts-, Agrar- und ländliche Entwicklungs-
politik im Sinne von Wachstum und sozialer
Entwicklung einwirken. Auf dezentraler Ebe-
ne wird es zunehmend ihre Aufgabe werden,
mikroregionale Entwicklungspläne bei der
Umsetzung zu begleiten, die unter Beteiligung
von Organisationen der Bevölkerung erstellt
werden. 

Am Beispiel Bangladeschs wird auf Grund der
großen Bevölkerung mehr als in anderen Ent-
wicklungsländern deutlich, dass Agrarrefor-
men sowohl die Reform der existierenden
agrarischen Strukturen als auch den Ausbau
nicht-agrarischer ländlicher Beschäftigungs-
und Einkommensmöglichkeiten unter einem
Konzept der ländlichen Entwicklung erforder-
lich machen. 

Bolivien

Das vor fünf Jahren unter einer anderen Re-
gierungskoalition verabschiedete Landre-
formgesetz („Ley INRA”) und seine Umset-
zung wird in Bolivien stark kritisiert. Den-
noch bildet es den kleinsten gemeinsamen
Nenner der unterschiedlichen ethnischen
und sozialen Gruppen des Landes ab. Im
Zentrum des Gesetzes steht die katasterbe-
zogene Erfassung des gesamten Bodens, in
deren Verlauf die Rechtsansprüche jedes
einzelnen Grundbesitzes auf Rechtmäßigkeit
geprüft werden. Das Bodeneigentum wird
dabei vermessen und in einem neuen Katas-
ter registriert. Bisher gezahlte Grundsteuern
und die produktive Nutzung des Grundbesit-
zes sind wichtige Kriterien, die einen An-
spruch auf Eigentum begründen. Ein etwai-
ger früherer, illegaler Erwerb von Grundbe-
sitz schließt von künftigem Eigentum aus.
Land, das die Kriterien nicht erfüllt, fällt an
den Staat zurück, der es mittels Auktionen
umverteilt. Für indigene Bevölkerungsteile
werden im östlichen Tiefland Territorien ge-
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schaffen, deren Nutzung und Untervertei-
lung von ihnen autonom entschieden wird.

Die politischen Vertreter der mehrheitlich in-
digenen Bevölkerung in der Andenregion for-
dern die Zusammenlegung von Landstrichen
zu ethnisch definierten Territorien, auf de-
nen sie die langersehnte politische Selbstbe-
stimmung ihrer Völker ohne die postkolum-
bianischen Immigranten realisieren wollen.
Die Zunahme der Andenbevölkerung erhöht
den demographischen Druck auf die zur Ver-
fügung stehenden Böden in den Bergtälern,
weshalb sich eine lebhafte interne Umsied-
lung in das östliche Flachland entwickelt
hat. Diese wird von den dort ansässigen sehr
kleinen ethnischen Gruppen mit Sorge be-
trachtet wegen der möglichen Überfremdung
und wegen zusätzlicher Konkurrenz für eige-
ne, beträchtliche territoriale Ansprüche. 

Gemeinsam wollen die bäuerlich-indigenen
Gruppen den zunehmenden Bodenver-
brauch und politischen Einfluss mehrerer
tausend Hektar großer landwirtschaftlich-
industrieller Unternehmen zur Exportpro-
duktion von Soja, Rindfleisch und Baumwol-
le zurückdrängen. 

Diese Agrarunternehmen sind sich ihrer Be-
deutung für die Volkswirtschaft bewusst. Sie
wollen im Prinzip keine Obergrenze für Län-
dereien anerkennen. Erst recht akzeptieren
sie nicht, dass die Standards der Landpro-
duktivität erhöht werden, die - wie bereits
erwähnt - eine der Voraussetzungen für Ei-
gentumsansprüche an Land in Bolivien dar-
stellen. Die Unternehmen fordern eine Ände-
rung des Ley INRA. 

Ginge es nach ihnen, wäre es künftig auch
der indigenen Bevölkerung auf ethnisch aus-
gewiesenem Land möglich, Boden zu verkau-
fen. Ferner soll für die ethnisch identifizierten
Territorien gelten, was in Bezug auf Eigen-
tumsansprüche für die übrigen Böden gilt:
Eigentum an Land wird nur dann auf Dauer

gesetzlich geschützt, wenn es auch produktiv
genutzt wird. Die Unternehmen fordern glei-
ches Recht für alle, bezwecken damit aber
den Ausverkauf der ethnischen Territorien,
noch ehe diese richtig entstanden sind.  

Aufgabe von Basisorganisationen und NROs
ist es, sich an der Grundlegung der Recht-
mäßigkeitsklärung und katasterbezogenen
Erfassung des Grundeigentums, grundsätz-
lich und nicht nur auf Einladung der Land-
vermesser, zu beteiligen. Wenn der Boden
vermessen, die dokumentengestützte oder
mündliche Geschichte des Bodenerwerbs
nachvollzogen wird, muss u.a. auch Öffent-
lichkeit darüber herbeigeführt werden, ob
die Standards der produktiven Landnut-
zung erfüllt werden. Es besteht sonst die
Gefahr, dass der Missbrauch der Kriterien
bei der Rechtmäßigkeitsklärung die Glaub-
würdigkeit des Gesamtprozesses untermi-
niert. Die Kriterien des Nachweises des
rechtmäßigen Eigentums müssen überdies
regional angepasst werden. Die Katasterer-
stellung muss kostenfrei bleiben. Im Rah-
men der Realisierung der bolivianischen De-
zentralisierungspolitik müssen die Ver-
bandsgemeinden sich aktiv an der Formu-
lierung und Umsetzung dezentraler Agrarre-
form- und ländlicher Entwicklungsstrate-
gien beteiligen können.

Das Landreformgesetz Ley INRA erwähnt die
unterschiedlichen Rollen und Rechte von
Männern und Frauen nicht. Der öffentliche
Druck auf Reformschritte in dieser Richtung
muss erhöht werden, so dass den Frauen
gleiche Erb– und Eigentumsrechte zugestan-
den und ihre zentrale Rolle als Trägerinnen
der landwirtschaftlichen Produktion und Ver-
marktung gewürdigt wird. 

Angesichts der Land-Stadt-Dynamik braucht
es ein angepasstes Pachtgesetz, das die pro-
duktive Nutzung des Bodens sicherstellt. Wo
ethnisch definierte Territorien intern aufgeteilt
und genutzt werden, sollten NRO und Basis-



22 EED Dokumentation

organisationen den Gemeinschaften beratend
und unterstützend zur Seite stehen. 

Der Landreichtum dieses großen, verhältnis-
mäßig dünn besiedelten und sehr heteroge-
nen Landes bietet schon durch eine Intensi-
vierung der stark extensiven Landwirtschaft
gute Voraussetzungen, Armut im Rahmen ei-
ner nachhaltigen Verbesserung der landwirt-
schaftlichen Produktion zu bekämpfen. Aber
die Landfrage in Bolivien ist nur zum Teil ei-
ne Frage der Erhöhung der Produktivität.

Für die Bäuerinnen und Bauern, die über die
Eigenversorgung hinaus Marktfrüchte an-
bauen und vermarkten wollen, sind die für
die landwirtschaftlichen Produkte anderer
Länder offenen bolivianischen Grenzen ein er-
hebliches Problem. Chilenische Äpfel sind auf
den Märkten des Landes günstiger zu haben
als bolivianische. Das gilt für eine ganze Rei-
he von landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Ei-
ne zeitlich befristete Zoll-, Markt- und Preis-
politik ist erforderlich, die verbunden mit In-
frastruktur, Bildungs- und anderen Förder-
maßnahmen (z. B. Vorzugskredite, Betriebs-
mittel) die lokalen Bäuerinnen und Bauern
Schritt für Schritt auf mikroregionaler, natio-
naler und internationaler Ebene zum  Wettbe-
werb befähigt.

Ein scheinbar unlösbares ethisches und poli-
tisches Problem stellt der Anbau der Koka-
pflanze für die Herstellung von Kokain dar.
Traditionell wird die Koka in der Medizin und
Religon verwendet. Heute beschert die Koka
den Campesinos in einigen Landesteilen Er-
träge, die sie mit anderen landwirtschaft-
lichen Produkten nicht erwirtschaften kön-
nen. Behauptet wird auch, dass die Koka die
Finanzierung der Machtelite und der politi-
schen Parteien sicherstellt und - soweit ihre
Profite der formalen Wirtschaft wieder zuge-
führt werden – zum Ausgleich der Außenhan-
delsbilanz beitragen. 

Das bolivianische Landreformgesetz von 1996
entspricht dem Stand der nationalen und so-
zialen Integration und damit den politischen
Realitäten des Landes. Es hat Voraussetzun-
gen für die weitere Reform der agrarischen
Strukturen geschaffen. Aber es fehlt an einer
nationalen Integrationspolitik, die Agrarre-
form als umfassendes Instrument des Struk-
turwandels und der ländlichen Entwicklung
versteht und Armutsbekämpfung, Ernäh-
rungssicherung, Ressourcenschutz und wirt-
schaftliches Wachstum in den Mittelpunkt
der nationalen Politik stellt. 

Georgien

Vor 1991 exportierte Georgien Wein, Obst und
Gemüse in die Sowjetunion. Der Export der
landwirtschaftlichen Produkte in großem Um-
fang schuf die Grundlage für den relativen
Wohlstand des Landes und die Diversifizierung
der heimischen Wirtschaft. Die Landwirtschaft
wurde getragen von Sowchosen und Kolchosen
und zentral vom Landwirtschaftsministerium
gelenkt. Das Ende des Sowjet-Sozialismus be-
deutete auch das Ende des Systems des
Außenhandels und das Ausbleiben wichtiger
Austauschgüter und Zahlungen für Georgien
und führte zum Zusammenbruch der beste-
henden Produktions- und Vermarktungswege
in der gesamten Wirtschaft. Fast die gesamte,
in überwiegend qualifizierten Berufen stehende
Erwerbsbevölkerung - auch in der Landwirt-
schaft - wurde arbeitslos. 

Das Parlament beschloss 1992, das Ackerland
zu verteilen. Fast der gesamte bewirtschaftba-
re Boden, Wald und Weiden befand sich im
Staatsbesitz. Antragsteller-/innen erhielten
anderthalb Hektar Ackerland zugewiesen. Die
Menschen begannen mit der Selbstversorgung,
eine Hungersnot blieb aus. Seither hat sich die
Situation nicht grundsätzlich verbessert, ob-
gleich eine Reihe von Projekten im Agrarbe-
reich angepackt wurden, wie z.B. die kataster-
bezogene Neuerfassung des Landes. 
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Kriege und Flüchtlinge aus den Nachbarstaa-
ten Aserbaidschan, Armenien, Tschetsche-
nien und die Besetzung eines Teils des
Staatsgebietes durch Russland behinderten
den Aufbau neuer marktkonformer Wirt-
schaftsstrukturen. Lokale Märkte entstehen
erst allmählich angesichts illegaler Getreide-
einfuhren aus der Türkei, subventionierter
landwirtschaftlicher Produkte aus der Euro-
päischen Union und Getreidehilfslieferungen
aus den USA.

Partner des EED haben 2001 die Initiative für
die Erneuerung der Agrardebatte im Lande er-
griffen. Dabei wurde deutlich, dass das
Wiedererstehen der georgischen Landwirt-
schaft Kapitalinvestitionen erforderlich macht.
Ohne die erforderlichen institutionellen und
gesetzlichen Reformen einschließlich Dezen-
tralisierung und integrierter regionaler Ent-
wicklungsplanung würden Investitionen aber
ins Leere laufen. Die Debatte führte zu Emp-
fehlungen für die Politik in den Bereichen
Rechtssicherheit, Kredit- und Infrastruktur-
entwicklung, weitere Umverteilung von Regie-
rungsland, Beratung und Rolle der Regierung
im Bereich Landwirtschaft, Agrarmarkt, Zoll,
innere Sicherheit und Korruption, etc.

Viele Menschen in Georgien verfügen über ei-
ne gute Ausbildung, die ihnen früher in In-
dustrie, Wissenschaft und Verwaltung inte-
ressante Tätigkeiten und ein gutes Auskom-
men ermöglichten. Verständlich, dass ihr Ide-
al nicht bei der Selbstversorgerlandwirtschaft
liegt. Aus der Zeit der Kolchosen gibt es zu-
dem Spezialisten im Agrarbereich (Agrarme-
chaniker, -ingenieure etc.), die als künftige
landwirtschaftliche Unternehmer nur dann
erfolgreich sein können, wenn sie Fortbil-
dung, Anschauungsunterricht, Kredite,
Marktzugänge und anfangs auch Schutz vor
starken Konkrenten erhalten.

Die finanziellen Ressourcen in Georgien sind
beschränkt. Politisch schwierige Entschei-
dungen müssen getroffen werden. Aus den

Steuern auf landwirtschaftliches Bareinkom-
men über 20.000 Lari pro Jahr (etwa 10.000
Mark) werden beispielsweise die Lehrergehäl-
ter auf dem Lande bezahlt. Die Abschaffung
bzw. Reduzierung dieser Ertragssteuern ist
andererseits eine wichtige Forderung der
Agrarreformer, die in der Re-investition be-
trieblicher Überschüsse eine der wenigen
Möglichkeiten sehen, Kapital für die Land-
wirtschaft zu akkumulieren.  

Dezentrale, demokratische Strukturen, die
solche Entscheidungen im Kontext subregio-
naler Entwicklungspläne vorbereiten und
mittragen können, fehlen noch. Ihr Aufbau
wird auch im Zusammenhang mit der weite-
ren Verteilung des Staatslandes gefordert. Sie
sollen ferner als Träger vielfältiger öffentlicher
und halböffentlicher Aufgaben dienen (Abfall-
entsorgung, Erwachsenenbildung, Altenpflege
uvm.)  

Die Korruption war zu Zeiten des Staatssozi-
alismus eng mit dem zentralen Produktions-
und Verteilungssystem verbunden. Wichtige
Akteure waren dabei das Landwirtschaftsmi-
nisterium und die Sow- bzw. Kolchosen. Die
alten Kader gibt es nach wie vor. Das Land-
wirtschaftsministerium Georgiens (die Bevöl-
kerung zählt etwa fünf Millionen Menschen,
nach der Volkszählung von 1989) verfügt
über etwa 800 Mitarbeiter, hat aber kaum
noch Aufgaben. 

Die landwirtschaftlichen Staatsbetriebe sind
bankrott. Ihre Chefs nutzen aber die im öf-
fentlichen Eigentum befindlichen Einrichtun-
gen und arbeiten auf eigene Rechnung weiter.
Unter den Gesetzesreformen ist daher auch
ein Insolvenzrecht dringend erforderlich. Da-
durch soll es möglich werden, die alten, völlig
überschuldeten Staatsbetriebe zu schließen
und die Schulden abzuschreiben (bzw. auf
den Staat zu übertragen), um dann mit der
verbliebenen, nur noch teilweise nutzbaren
Substanz an Gebäuden und Maschinen auf
Marktbasis einen Neuanfang zu wagen. 
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Georgische Fachleute sind davon überzeugt,
dass es auf der Basis der beschriebenen Re-
formansätze der Landwirtschaft bald möglich
sein wird, in nachhaltiger Weise die Ernäh-
rung und Beschäftigung eines wachsenden
Teils der Bevölkerung zu sichern. Vorausge-
setzt, die Politik schafft die Reformvorausset-
zungen und der Region bleibt der gegenwärti-
ge, relative Frieden erhalten. 

II. Grundzüge einer armuts-
orientierten Agrarreform

Die internationale Bonner Konferenz zur Fra-
ge des Landzugangs im März 20013 sah
Agrarreformen als integrale Bestandteile breit
angelegter lokaler und mikro-regionaler länd-
licher Entwicklungsbemühungen, die Teil ei-
nes übergreifenden, nationalen und globalen
Strukturwandels sind. Die Erfahrungen des
EED in der Zusammenarbeit mit den übersee-
ischen Partnern im Rahmen der ländlichen
Entwicklung bestätigen die in der "Erklärung
von Bonn” ( siehe S. 32 ) zum Ausdruck kom-
mende Überzeugung, dass eine armutsorien-
tierte Agrarreform die organisierte Beteiligung
der betroffenen Armen und der Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft in den Entwick-
lungsländern zur Voraussetzung hat.

Die auf mittlere Frist angelegte Befähigung
der Betroffenen durch Bildung, Organisation
und Förderung - oft als „Empowerment” be-
zeichnet -  sind weitere notwendige Bestand-
teile erfolgreicher Agrarreformansätze auf
dem Land.  Im Folgenden werden auf den ver-
schiedenen regionalen Ebenen die Politikan-
sätze, die zur Verwirklichung einer armuts-
orientierten Agrarreform notwendig sind, in
ihren Grundzügen dargestellt. 

A. Elemente einer Reformpolitik globaler
Agrarstrukturen

Wer setzt den Rahmen?

Die globale Agrarpolitik wird von Rahmenbe-
dingungen strukturiert, die verändert werden
müssen, damit Nationalstaaten ihre Verant-
wortung für eine armutsorientierte Agrarre-
form besser wahrnehmen können. Diese Rah-
menbedingungen werden von zentralen politi-
schen Akteuren gesetzt. Agrarkonzerne und
Agrarverbände in den Industrieländern neh-
men politischen Einfluss auf ihre nationalen
Regierungen sowie supranationale Einrich-
tungen, wie die Europäische Kommission.
Diese berücksichtigen in ihrer nationalen und
bilateralen Politik sowie in den multilateralen
Organisationen die Belange der Konzerne und
Verbände. 

Die Rahmenbedingungen bestehen unter an-
derem aus der ungleich höheren Produktions-
und Investitionskapazität des Westens und
Nordens, die geschützt wird durch Handels-
vereinbarungen wie dem „WTO- Agreement on
Agriculture”, handelsbezogenen Rechten an
geistigem Eigentum (TRIPs) oder internatio-
nalen Verträgen wie dem Cotonou-Vertrag
zwischen der Europäischen Union und 
77 afrikanischen, karibischen und pazifi-
schen Ländern. Weitere Rahmenbedingungen
der globalen Agrarpolitik sind die Agrarsub-
ventionen der reichen Länder und die hohen
Zollschranken zum Schutz der Agrar- und
Konsumentenmärkte in Europa, Nordameri-
ka und Japan. Würden die Agrarsubventions-
zahlungen in Höhe von US$ 360 Mrd jährlich
nicht ausgezahlt werden, wären die Agrarpro-
dukte des Südens in ganz anderer Weise kon-
kurrenzfähig. Zu erheblichen Handelsblockie-
rern haben sich seit Abschluss des „WTO-
Agreement on Agriculture” überdies die
„nicht-tarifären Handelshindernisse” (vor al-
lem in den Bereichen Produktionsstandards

3 Internationale Konferenz "Zugang zu Land: Innovative Landreform für Nachhaltigkeit und Armutsbekämpfung, Bonn, 
19.-23. März 2001
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und Markenschutz) entwickelt, zu denen die
drei großen Handelsblöcke jetzt mehr und
mehr übergehen 4. 

Schutz sich entwickelnder Märkte

In den armen Regionen der Welt lässt sich
die Idee des vollendeten Freihandels nicht
problemlos mit dem Bedarf und der Notwen-
digkeit der Armen verbinden, eine ressour-
censchonende, regenerative und auf Selbst-
versorgung bezogene nachhaltige Land- oder
Forstwirtschaft zu betreiben. Das gilt insbe-
sondere für Gemeinschaften und Bevölke-
rungsteile, die ihre Form der Ernährungssi-
cherung auf besonders kargen und ökolo-
gisch anfälligen Böden und unter besonde-
ren klimatischen Bedingungen betreiben.
Oft handelt es sich hier um ethnische Grup-
pen oder vertriebene bzw. marginalisierte
Menschen, die in ökologisch empfindlichen
Regionen leben. Häufig ist ihnen markt-
orientiertes Wirtschaften nicht möglich. Die
langsame Regeneration von Ressourcen oder
die notwendige Erhaltung der Biodiversität
bieten nicht die Voraussetzung für die Er-
zeugung von Marktfrüchten. 

Für viele Familien in diesen Regionen bedeu-
tet der Barverkauf von Erzeugnissen auf dem
Markt nicht mehr als eine Ergänzung zur täg-
lichen Selbstversorgung. Der Schutz dieser
Menschen und ihrer Ressourcen in Dürrege-
bieten, Wüsten, Dschungeln, auf Inseln, in
Hochtälern etc. und ihres Eigentums an Land
und anderen Ressourcen (auch in kollektiven
Formen) muss in den internationalen Verein-
barungen besser gewährleistet werden.  Der
Markt und sein Hunger nach natürlichen
Ressourcen muss reguliert werden, damit er
der Bevölkerung, die auf eine nachhaltige
Form der Erwirtschaftung des zum Leben

Notwendigen angewiesen ist, ihre Existenz-
grundlage nicht entzieht.

Die Ressourcen, nicht der Markt, sind die
Grundlage der nachhaltigen Wirtschaft der Ar-
men. Was für die Industrieländer mit ihren
wettbewerbsfähigen Agrarsektoren und funk-
tionsfähigen Sozialsystemen gilt, kann nicht in
gleicher Weise für die weniger produktiven und
wirtschaftlich schwachen Märkte und Markt-
teilnehmer in den Entwicklungsländern gelten.
Wie das Beispiel Bolivien zeigt, reduzieren allzu
offene Agrarmärkte die Erfolgschancen noch
unerfahrener Erzeuger von Marktfrüchten -
selbst auf lokalen Märkten. Der Schutz für sich
entwickelnde Agrarmärkte in den Entwick-
lungsländern sollte daher mindestens so lange
gewährleistet bleiben, bis deren Erzeuger wett-
bewerbsfähig geworden sind. Nicht-tarifäre
Handelshindernisse müssen abgebaut und die
traditionellen und kollektiven Rechte lokaler
Bevölkerungen an den genetischen Ressourcen
ihrer Heimat vor Zugriff und Vermarktung
durch Agrarfirmen gesichert werden. 

Landumverteilung durch den Staat oder 
den Markt?

In wesentlich agrarisch bestimmten Ländern
ist die Verteilung des Eigentums an Ackerland
ein Maß für die herrschende soziale Ungleich-
heit. Eine wirklichkeitsgetreue Abbildung der
agrarischen Strukturen ergibt sich jedoch
erst aus den tatsächlichen Landnutzungsver-
hältnissen. Dass im ungleichen Bodeneigen-
tum und seiner Nutzung ein Kernproblem der
globalen Armut und damit auch der Entwick-
lung liegt, hat die Welternährungskonferenz
1996 in Rom anerkannt. Sie empfahl zur Be-
seitigung des Hungers den Zugang der Armen
zu Ackerland als wichtige Aufgabe5. 

4  siehe den Beitrag von Rudolf Buntzel-Cano, „Agrarreformen in den globalen Auseinandersetzungen“, in dieser Broschüre
5 Rome Declaration 1996, Plan of Action: Improve equal access, by men and women, to land and other natural and productive

resources, in particular, where necessary, through the effective implementation of land reform and the promotion of efficient
utilization of natural and agricultural resources and resettlement on new lands, where feasible (Comitment 1 15 Objectives
1.2.b); siehe auch Artikel ”Agrarreformen in den globalen Auseinandersetzungen” in dieser Broschüre
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Der Markt ist kein geeigneter Akteur für die
Umverteilung von Land nach den Grundsät-
zen der Bedürftigkeit und Gerechtigkeit und
um soziale Konflikte beizulegen. Aber  die
Wirkung des Agrarreform-Förderprogramms
„Market Led Agrarian Reform (MLAR6)” der
Weltbank ist unverkennbar. MLAR wird zu-
nehmend als Rahmenbedingung wahrge-
nommen. In Ländern wie Brasilien, Südafri-
ka oder Kolumbien hat die Verfügbarkeit er-
heblicher Weltbankmittel für Zuschüsse und
Kredite an Kleinbauern, die sich an dem
Landkaufprogramm beteiligen, verabschie-
dete Landreformgesetze stark geschwächt,
die zuvor von sozialen Bewegungen mit er-
heblichen Opfern erkämpft wurden. Statt
politisch schwierige Enteignungen durchzu-
setzen, verweist die Politik nun auf die Ver-
fügbarkeit von Krediten für den Landkauf.

Für die MLAR ist die Frage nach der histori-
schen und sozialen Gerechtigkeit kein Krite-
rium. Die Verkäufer erhalten den Markt-
preis. Auf diese Weise werden vorangegange-
ne Vertreibungen, Landnahmen und Enteig-
nungen ein für alle Mal bestätigt. Das Ziel,
den Markt zu fördern und mittels finanziel-
ler Unterstützung den Ländern zu helfen,
schwelende soziale Konflikte in Bezug auf
den Zugang zu Land beizulegen, wird aber
letztlich nicht erreicht. Denn die Armen pro-
fitieren wenig von der MLAR. Im Gegensatz
zum Bekunden der Weltbank7, trägt ihr Mo-
dell der Agrarreform wenig zur nachhaltigen
Armutsbekämpfung bei. Die MLAR bevor-
zugt kompetente und agile Bauern und Bäu-
erinnen. In Kolumbien und Brasilien gehört
die Mehrheit der Nutznießer des Programms
nicht zu den Armen, in Südafrika sind es 25 %.

Die Bonner Konferenz über Landzugang und
Armutsbekämpfung forderte in diesem Zu-
sammenhang die internationale Gemein-
schaft und die nationalen Regierungen auf

zu berücksichtigen, dass in Ländern mit gro-
ßer sozialer Ungleichheit der Markt Zugang
zu Land schaffen kann, aber nicht mit dem
Resultat, die Armut zu reduzieren. Staaten,
die Überschussland aus Großgrundbesitz an
Landlose und Landarme verteilen wollen,
werden auch in Zukunft ohne das Instru-
ment der Enteignung auf gesetzlicher
Grundlage nicht auskommen8.

B. Nationale Handlungsfelder der armuts-
orientierten Agrarreform

Nationalstaaten und Regierungen sind ent-
sprechend den bestehenden politischen Kräf-
teverhältnissen die zentralen Akteure einer
armutsorientierten Agrarreform. Akteure der
Zivilgesellschaft, multi- und bilaterale Orga-
nisationen, die Medien etc. können den Staat,
die Regierung und die politischen Parteien bei
dieser Aufgabe unterstützen. Die Regierung
ist kein interessenneutraler Akteur. Sie wird
in einem Agrarreformprozess, in dem auch
die Frage der Verteilung der Ressourcen zur
Debatte steht, Advokat der herrschenden po-
litischen Kräfte sein. Dennoch muss von der
Regierung als zentralem Organ des Staates
im Gesetzgebungs- und Realisierungspro-
zess einer Agrarreform die Wahrnehmung
von fünf Hauptaufgaben erwartet werden: 

1. Die Normen und Konventionen der inter-
nationalen Gemeinschaft national durch-
setzen

Ein eklatantes Beispiel, wie der Gleichheits-
grundsatz der Menschenrechte  verletzt
wird, ist die Ungleichbehandlung der Frau in
den zivilgesetzlichen Erbrechts- oder Ehe-
scheidungsbestimmungen vieler Länder.
Auch sollte sich kein Land länger der Durch-
setzung des Menschenrechtes auf Nahrung
entziehen können. Die Ernährung gerade
der ärmsten Schichten der Bevölkerung si-
cherzustellen, muss als vordringliches Ziel

6 Klaus Deininger: Land Markets and Land Reform , Konferenzpapier, März 2001
7 Unveröffentlichter Artikel von June Boras, phillipinischen Agrarwisenschaftler, März 2001, ohne Titel
8 Vgl. The Bonn Statement to Land, http://www.monolayout.de/dateien/TheBonnStatement.pdf
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der armutsorientierten Agrarreform auf der
nationalen Ebene kodifiziert und realisiert
werden. Die bürgerlichen sowie die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Men-
schenrechte, die Selbstverpflichtungen des
World Food Summit 1996, die ILO Konven-
tion 169 (sie beschreibt die Rechte indigener
Gemeinschaften) sowie die UN-Konventionen
über die Reduzierung der Wüstenbildung
und die Erhaltung der Biodiversität sind Re-
ferenzen für die Formulierung nationaler
Prinzipien und Zielsetzungen der Agrarre-
form. 

2. Beteiligungsprozesse gestalten

Ferner ist es Aufgabe der Regierung, einen
transparenten Beteiligungsprozess zu ge-
stalten. Das gilt sowohl für den gesellschaft-
lichen Dialog, der der gesetzgeberischen
Entscheidung zeitlich vorausgeht, als auch
für die Phase der administrativen Realisie-
rung. Zivilgesellschaftlichen Organisationen
ist es in der jüngeren Vergangenheit in stär-
kerem Maße gelungen, die Realisierung der
Ziele der wirtschaftlichen und politischen
Eliten im Falle von Agrarreformen in den
größeren Rahmen der Interessen aller zu
stellen, die ihre Lebenshaltung und ihr Aus-
kommen im Agrarbereich erwirtschaften. In-
diz dafür sind die Agrarreformen in den 
Philippinen (1988) und Bolivien (1996). 

Der Beteiligungsprozess soll es den Men-
schen auf dem Land und den Organisatio-
nen, in denen sie sich organisieren, ermög-
lichen, sich mit den politischen Parteien,
den Ministerien und den Organen der
Selbstverwaltung, den Medien, Fachleuten
aus dem In- und Ausland über ihre Modelle
einer Agrarreform auseinander zu setzen. Zu
den Organisationen gehören auch  Gruppen,
die soziale, berufsgruppenspezifische, wis-
senschaftliche, regionale, ethnische oder re-
ligiöse Interessen vertreten.

Obgleich „Öffentlichkeit” in vielen Entwick-
lungsländern nicht die Gewähr für die kor-

rekte Information aller Bürger bietet und
Medien in ihrer Berichterstattung nicht im-
mer frei sind, muss auf größtmögliche
Transparenz der politischen Debatte hinge-
arbeitet werden. Sie muss  sich vor den Au-
gen der Öffentlichkeit vollziehen  können.
Erst dann kann erwartet werden, dass die
innenpolitische Auseinandersetzung länder-
spezifisch informierter vonstatten geht, das
heißt in möglichst transparenter, demokrati-
scher Weise Einfluss auf den Akt der Gesetz-
gebung und die Modalitäten der Umsetzung
genommen wird. 

Dabei fällt die Aufgabe, Klarheit in die Un-
übersichtlichkeit der verschiedenen politi-
schen Positionen und Programme zu brin-
gen, den Medien und zivilgesellschaftlichen
Organisationen zu. Sie haben geradezu die
Verpflichtung, entlang der genannten men-
schenrechtlichen Maxime und Prinzipien für
ein nachhaltiges Modell der Agrarreform ein-
zutreten. Dieses muss zuallererst die Ernäh-
rung der Armen sicherstellen sowie Beschäf-
tigung, Gesundheit und Bildung verbessern.
Besondere Aufmerksamkeit ist darauf zu le-
gen, dass bestehende Konflikte gewaltfrei
ausgetragen und beigelegt werden. Auch
sollte sichergestellt sein, dass die Zivilgesell-
schaft an der erforderlichen Erhebung von
Daten und Ausrichtung von Studien beteiligt
wird. 

3. Dezentralisierung institutionalisieren

Mit dem Ziel der Demokratisierung haben vie-
le Entwicklungsländer (Bolivien, Indien uvm.)
in den 90er Jahren Reformen der Politik und
Verwaltung in Angriff genommen und politi-
sche Entscheidungsfindung und staatliche
Aufgaben dezentralisiert. Dezentralisierung
ist eine der wichtigsten Voraussetzungen da-
für, dass die Reform agrarischer Strukturen,
wenn sie national gewollt ist, lokal auch ihre
Ziele erreicht. Die Schaffung verbandsge-
meindlicher oder auf Bezirksebene angesie-
delter Strukturen der politischen Selbstorga-
nisation kann lokale Entwicklungsziele mit
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nationalen Zielsetzungen sinnvoll verbinden.
Dazu muss sie demokratisch organisiert sein,
über eigene Einkommens- bzw. Steuerquellen
verfügen und Zugang zu den ausführenden
Behörden auf ihrer jeweiligen Ebene haben.

Direkte lokale Beteiligungsmöglichkeiten an
der Identifizierung mikroregionaler Entwick-
lungsziele - etwa der Mischung und Verbin-
dung landwirtschaftlicher und nicht-land-
wirtschaftlicher Strukturförderung, Gewerbe-
und Infrastrukturaufbau etc. plus der dazu-
gehörigen Finanzplanung -  können wesent-
lich dazu beitragen, dass sich die Eigeninitia-
tiven der Menschen und ihrer Organisationen
entfalten. 

4. Dem Agrarbereich nationale Priorität 
sichern

In den agrarisch strukturierten Entwick-
lungsländern ist der Agrarbereich keines-
wegs auch der prioritäre Wirtschaftssektor.
Eine armutsorientierte Agrarreform muss
aber die prioritäre Bedeutung des agrari-
schen Sektors in allen Bereichen der Politik
verwirklichen. Bisher fördern die Agrarpoliti-
ken der Entwicklungsländer eher den Pro-
duktionszuwachs von Marktfrüchten mit
dem Argument der Ernährungssicherung.
Sie wollen damit als Sekundärziel zugleich
den Agrarexport unterstützen, um Devisen
dem Staatshaushalt zuzuführen. Gleichzei-
tig kommt dies der nationalen Agrarindus-
trie sowie dem Liberalisierungsdruck der
multilateralen Organisationen entgegen. Es
hat sich aber gezeigt, dass diese Politik we-
der dem Hunger und der Armut entgegen-
tritt, noch in großem Umfang und auf nach-
haltige Weise Beschäftigung fördert. 

Eine Umkehr der Prioritäten scheint bis da-
to nirgendwo mit Konsequenz verfolgt wor-
den zu sein. Dies liefe auf eine Agrarreform-
politik mit nationaler Priorität hinaus, die
die nachhaltige Selbstversorgung der Klein-
bäuerinnen und -bauern auf eigenem Land
verwirklicht, im Entstehen begriffene lokale

Märkte schützt und fördert und erst in zwei-
ter Linie auf Früchte für den Markt und Ex-
portproduktion setzt. 

5. Armutsorientierte Agrarreform in anderen
Politikbereichen durchsetzen

Eine armutsorientierte Agrarreformpolitik als
nationale Priorität müsste ihren Einfluss auf
vielen anderen Politikbereichen geltend ma-
chen:

➤ Finanz- und Haushaltspolitik umschich-
ten: Die finanzielle Ausstattung der Fachmi-
nisterien muss umgeschichtet und die Steu-
er- und Zollpolitik neu bedacht werden.
Schon geringfügige Überschüsse zu besteu-
ern, wie im Fall von Georgien, nimmt Klein-
und Kleinstbetrieben die Möglichkeit zur
Reinvestition. Gerade diese liegt aber im be-
sonderen wirtschaftspolitischen Interesse.
Neue, unerfahrene und daher wenig qualifi-
zierte Marktteilnehmer der ausländischen
Konkurrenz schutzlos auszusetzen, beraubt
sie  jeder Marktchance. Sie können noch
nicht einmal auf lokalen Märkten bestehen.
Schutz und Förderung solcher im Entstehen
begriffener Märkte liegt im nationalen Interes-
se, weil die Erzeuger sonst gar nicht erst an-
zutreten brauchen. 

➤ Bevorzugter Zugang zu Krediten für
Kleinsterzeuger: Schutz und Förderung der
Kleinsterzeuger heißt auch, für landwirt-
schaftliche Kleinkredite eine bevorzugte Kre-
ditlinie durch die staatliche Refinanzie-
rungsbank zu schaffen. Diese Sonderkredit-
linie ermöglicht es den Banken, Kredite zu
geringeren Zinsen an kleine landwirtschaftli-
che Initiativen zu vergeben (Beispiel Indien).
Abhängig vom Marktwert des Bodens muss
die Kreditsicherung flexibel gestaltet werden.
Im Bereich Kleinkredit können die Erfahrun-
gen und Modelle der NROs aus Bangladesch
und anderen Ländern erhebliche Beiträge
leisten. Bei den staatlichen sowie zivilgesell-
schaftlichen Mikrokreditansätzen kommt es
darauf an, die Transaktionskosten nicht den
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wirtschaftlich schwachen Kreditnehmern
aufzubürden. 

➤ Preis- und Vorratspolitik für landwirt-
schaftliche Produkte: Landwirtschaftsminis-
terien müssen eine kleinbauernorientierte
Agrarförderungs-, Agrarmarkt- und Agrar-
forschungspolitik verwirklichen, wie sie
auch das Aktionsprogramm 2015 der
Bundesregierung fordert9. Dazu gehört auch
eine auf die ländlichen Kleinproduzenten be-
zogene Preis- und Vorratspolitik für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse. Häufig werden
staatliche Abnahmepreise für Grundnah-
rungsmittel sehr niedrig gehalten, um nicht
politische Unzufriedenheit bei den städti-
schen Armen aufkommen zu lassen. Diese
populistische Politik lädt die Probleme der
Urbanisierung und der städtischen Beschäf-
tigung bei den ländlichen Armen ab. Deren
Landfluchttendenz nimmt unter diesen Um-
ständen weiter zu, was wiederum die Urba-
nisierungsprobleme verschärft. 

➤ Rechtssicherheit schaffen: Rechtssicher-
heit zu schaffen ist insbesondere im Bereich
des Grundeigentums und seiner Übertra-
gung von zentraler Bedeutung. Die Partner
des EED in Bangladesch betonen, dass ein
Großteil der Konflikte in den Dörfern in Zu-
sammenhang mit konkurrierenden Ansprü-
chen auf Land entsteht, die wiederum ihren
Ursprung in der unnötigen und Verwirrung
schaffenden Aufgabenteilung zwischen ver-
schiedenen Ministerien haben. Es ist Aufga-
be des Staates, effiziente Apparate zu schaf-
fen bzw. entsprechende institutionelle Refor-
men zu verwirklichen, die diese Rechte si-
cherstellen. Frauen müssen beim Erb- und
Scheidungsrecht den Männern gleichgestellt
werden und ihre Ansprüche rechtlich auch
durchsetzen können. 

➤ Die ländliche Infrastruktur entwickeln:
Wenn die Planung und Umsetzung auf der
Grundlage mikroregionaler Beteiligung ge-
schieht, kann sie zu einem Eckpfeiler der

Agrarreform werden. Dazu gehören der Zu-
gang der Bäuerinnen und Bauern zu Märkten
auf ganzjährig befahrbaren Straßen, öffent-
lich unterstützte Verkehrsmittel, kostenfreie
Grundschulbildung, Sekundarschulen, berufli-
che Fort- und Weiterbildung, ein ländliches Ge-
sundheitswesen, das kollektive Versicherungs-
ansätze mit öffentlichen Leistungen verbindet
und die Versorgung in Referenzkrankenhäu-
sern auch den Armen öffnet, Förderung des
kulturellen Lebens  sowie Zugang zu Informa-
tionen und modernen Kommunikationsmög-
lichkeiten wie Telefon, Fernsehen, Internet etc.
Mikroregion und Nationalstaat müssen ihre
Perspektiven und Mittel so koordinieren, dass
die Attraktivität des Lebens auf dem Lande
steigt. Die Beteiligung der Bevölkerung und ih-
rer Organisationen sowie der Einrichtungen
der Zivilgesellschaft brauchen staatliche Ermu-
tigung in diesem wichtigen Aufgabenfeld. 

C. Dezentralisierung: Agrarreform und
ländliche Entwicklung auf der 
mikroregionalen Ebene

Auf der dezentralen Ebene entscheidet sich,
ob eine nationale Agrarreformpolitik in den
ländlichen Regionen eines Landes auch ver-
wirklicht wird. In der Vergangenheit haben
nationale Fachministerien auf der lokalen
Ebene allzu oft aneinander vorbei, in Konkur-
renz zueinander und ohne Beteiligung der Be-
troffenen gehandelt. Agrarreform ist Teil der
ländlichen Entwicklung und bleibt daher oh-
ne Verzahnung mit anderen Sektoren der
Wirtschaft, des Gewerbes und des Sozialbe-
reichs unvollständig. Dementsprechend ist
selbst die Aus- und Fortbildung von jungen
Menschen auf dem Lande, die ihre Zukunft
eher in den Städten suchen, ebenfalls Teil der
Reform der agrarischen Strukturen.

Diese braucht in den Provinzen, Distrikten
und Bezirken Unterstützung in Fragen der

9 BMZ: Armutsbekämpfung - eine globale Aufgabe, Aktions-
programm 2015, der Beitrag der Bundesregierung zur welt-
weiten Halbierung extremer Armut, Bonn 2001
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Rechtssicherheit und Landdokumentation,
aber auch bei der Agrarforschung, Vermark-
tung, beim Aufbau der Infrastruktur, bei der
Vergabe landwirtschaftlicher Kredite, bei
Aus- und Fortbildung sowie der Weiterverar-
beitung von landwirtschaftlichen Produkten.
Die Unterstützung muss dezentral koordi-
niert werden. Die multilateralen Institutio-
nen müssen ihren Einfluss auf die Realisie-
rung und Vertiefung der politischen Dezen-
tralisierung und die Beteiligung der Zivilge-
sellschaft geltend machen. Das macht sie zu
einem wichtigen Partner zivilgesellschaft-
licher Bemühungen um Transparenz, Betei-
ligung und gute Regierungsführung.

In welcher Reihenfolge die Ziele der Agrarre-
form als Teil der ländlichen Entwicklung auf
der Ebene eines Bezirkes oder eines Verbandes
von Dörfern in Angriff genommen und wie
Mittel dafür mobilisiert werden, sollte von de-
zentralen politischen Selbstverwaltungsorga-
nen mit entschieden werden. So ließe sich eine
weitgehende „Ownership” an der Entscheidung
auf der dezentralen Ebene erreichen. 

Es ist die organisierte bzw. repräsentative
Beteiligung der Betroffenen auf der jeweili-
gen Ebene, die die Dezentralisierung von der
„regionalen ländlichen Entwicklungspla-
nung” der 80er Jahre unterscheidet. Die Rol-
le der Experten beschränkt sich bei der de-
zentralen Entwicklungsplanung darauf zu
beraten. Analyse und Perspektive müssen
Resultat lokaler, mikro-regionaler Beteili-
gungsprozesse der Bevölkerung und ihrer
Organisationen sein. Diese treffen über ihre
Vertreterinnen und Vertreter in den dezen-
tralen Organen der Selbstverwaltung die po-
litischen Entscheidungen. Regionalplanung
ist nicht mehr Aufgabe von Behördenteams,
sondern Resultat eines an nationalen Ziel-
größen und finanziellen Realitäten orientier-
ten politischen Beteiligungsprozesses auf

mikro-regionaler Ebene, in den gleichwohl
„state of the art”- Expertise einfließen muss.

D. Agrarreform und Empowerment auf 
lokaler Ebene

„Empowerment”  der Armen und Ärmsten - ge-
rade auch der Frauen - ist als Lern- und Befä-
higungsprozess in Bezug auf technische und
organisatorische Fertigkeiten und Fähigkeiten
für die Verwirklichung von persönlichen, fami-
liären oder gruppenbezogenen Entwicklungs-
vorhaben beschrieben worden. Im Verbund mit
der Ökumene verstehen der EED und seine
Partner Empowerment darüber hinaus als ei-
nen Prozess der politischen und auf die Ge-
schlechterrolle bezogenen Bewusstwerdung,
Analyse der eigenen Perspektiven und der sozi-
alen sowie politischen Selbstorganisation der
Armen.

Dem liegt die Erkenntnis zu Grunde, dass Er-
wachsene in weitgehend schriftfreien Lebens-
verhältnissen hauptsächlich durch Erfah-
rung und in ständigem kommunikativem
Austausch mit ihren „peers” lernen, also den
Menschen aus der Nachbarschaft, ihren Ver-
wandten, solchen, die in gleicher Art und
Weise wirtschaften etc. Wird diese Art des
Lernens zum Bestandteil eines organisierten,
zielgerichteten Prozesses, kann sie erhebliche
Eigeninitiative von Einzelnen und Gruppen
auf der Basis eigener sozialpolitischer Per-
spektiven freisetzen. Auf diese Eigeninitiative
ist ein Agrarreformprozess besonders ange-
wiesen.

Empowerment spielt eine zentrale Rolle bei
den Agrarreform-Initiativen philippinischer
Partner des EED10. Die Umverteilung von
28.700 Hektar Land aus dem Besitz von
Großgrundbesitzern durch eine Partnerorga-
nisation des EED in Ekuador an 18.200
Kleinbauernfamilien und ihre anschließende

10 Vgl. Project Development Institute: The LTI- PBD Integration Approach to Agrarian Reform: The Bulawen Resettlement Ca-
se, Manila 2001 (Philippinen)

11 Fondo Ecuadoriano de Populorum Progressio, FEPP, Quito (Ecuador)
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produktive Nutzung war vor allem ihrer vo-
rangegangenen Sozialorganisation und Be-
wusstseinsbildung in 181 Basisgruppen zu
verdanken11. Die Lernprozesse schufen erst
die Voraussetzung dafür, dass die anschlie-
ßende technische Beratung und kredit- und
marktbezogene Unterstützung positiv aufge-
nommen und zum Nutzen der Gruppen um-
gesetzt werden konnte. 

Gruppen, deren Initiative sich entfaltet, stre-
ben häufig danach, Organisationsgeflechte
und Netzwerke über mehrere Ebenen zu er-
richten, um ihre Anliegen zu verwirklichen.
Zum Beispiel senden viele dörfliche Entwick-
lungsorganisationen ihre Vertreter zu Treffen
auf Bezirks-, Distrikt-, Provinz- oder Bundes-
staatsebene, um ihren politischen Forderun-
gen nachdrücklicher Gehör zu verschaffen. In
dieser Vernetzung und Vertretung liegt die
Chance für die dezentrale Beteiligung der Be-
zugsgruppen und ihrer Vertretungsorganisa-
tionen und den sie fördernden zivilgesell-
schaftlichen Einrichtungen. Erst die Beteili-
gung der unmittelbar Betroffenen ermöglicht
die Umsetzung einer armutsorientierten na-
tionalen Agrarreformpolitik auf der lokalen
Ebene. 

Das Infragestellen der herrschenden Verhält-
nisse in Bezug auf den Zugang zu Land kann
Unfriede säen und Konflikte auslösen. Um
Konflikte möglichst gewaltfrei auszutragen,
sind ein klares Rechtssystem, eine funktio-
nierende Exekutive und gesicherte  politi-
sche Mehrheiten von Vorteil12. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen wie NROs, tradi-
tionelle Organisationen der Bevölkerung
oder Kirchen haben die Aufgabe, die Organi-

sation der Armen von unten und die Dezen-
tralisierung politischer Entscheidungsfin-
dung von oben so zu unterstützen, dass die
„local gentry”, die traditionell Mächtigen in
der Mikroregion und die von ihnen be-
herrschten politischen Parteien und büro-
kratischen Apparate die dezentralen politi-
schen Prozesse nicht weiterhin unhinterfragt
für ihre eigenen Zwecke reservieren.

Resümee

Armutsorientierte Agrarreform braucht einen
integrativen Ansatz: Ohne globale Agrarstruk-
turreform keine günstigen Rahmenbedingun-
gen, ohne nationale politische Priorität für
Agrarreform kein günstiges nationales Um-
feld, ohne Dezentralisierung keine Integration
in mikro-regionale Entwicklungsstrategien
und keine Beteiligung, ohne Empowerment
keine politische Durchsetzung und produktive
Nutzung. Auf Grund der Erfahrungen in der
Zusammenarbeit mit den überseeischen Part-
nern ist der EED davon überzeugt, dass eine
integrative Agrarreform auf der Basis der Be-
teiligung befähigter Zielgruppen und zivilge-
sellschaftlicher Organisationen einen spürba-
ren Beitrag leisten kann, um die Ernährung
zu sichern, die Beschäftigung zu verbessern
und die Einkommensarmut in den Entwick-
lungsländern zu reduzieren. Darüber hinaus
gibt sie wichtige Impulse für die ländliche Ent-
wicklung, Dezentralisierung und Demokrati-
sierung, und die Verbesserung der Attrakti-
vität des Lebens auf dem Land. Letztlich wür-
de die Korrektur der globalen Agrarstrukturen
zu Gunsten der armen Länder auch positiv
auf die Ungleichgewichte und Spannungen in
der internationalen Gemeinschaft wirken.

12 Vgl. EED Publikation "Frieden muss von innen wachsen”, Bonn 2000
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Wer wir sind

Wir, 125 Vertreter der Zivilgesellschaft, von Ba-
sisbewegungen und Frauenorganisationen,
Regierungsstellen und internationalen Ein-
richtungen aus mehr als 20 Ländern, befasst
mit Problemen wie der Armut auf dem Land
und Zugangsrechten zu Land und Ressourcen,
sind vom 19. bis 23. März 2001 in Bonn
(Deutschland) zusammengekommen, um ge-
meinsam Fragen des Zugangs zu Land zu dis-
kutieren und unsere Sorgen zu artikulieren.

Wir drücken unsere grundsätzlichen 
Bedenken aus

Wir haben die verschiedenen Erfahrungen
und Perspektiven von Agrarreformen und
Kämpfen um Land in neun Ländern Asiens,
Afrikas, Lateinamerikas und Osteuropas
untersucht, um die die öffentliche Aufmerk-
samkeit für den Bedarf an Land und Agrarre-
formen zu schärfen. Wir sehen darin einen
wichtigen Beitrag, um friedliche Lösungen zu
finden für den anhaltenden Hunger weltweit,
ländliche Armut sowie die Auseinanderset-
zung um Ressourcen.

Wir sind besonders betroffen, dass angesichts
der Verpflichtung auf der Welternährungs-
konferenz, dem Millenniumsgipfel der Verein-
ten Nationen und anderen internationalen
Regierungstreffen, die Zahl der Armen und
Hungernden in der Welt bis zum Jahr 2015
zu halbieren, der Rhetorik bis heute keine
entsprechenden Maßnahmen gefolgt sind.
Trends zeigen, dass die Zahl der Armen und
von ihrem Land Vertriebenen auf einem sehr
hohen Niveau verharrt und dass in einer glo-
balisierten Welt die Kluft zwischen Arm und
Reich größer und größer wird. Heute leiden
mehr als 800 Millionen Frauen, Kinder und
Männer an chronischem Hunger, extremer

Armut, zunehmenden Lebensrisiken, und
Verletzlichkeit. Die Mehrheit dieser Armen
lebt auf dem Land, wo ihnen der Zugang zu
Land und Ressourcen verwehrt wird. Diese
Weigerung forciert die soziale Ausgrenzung,
verstärkt das vorhandene Machtungleichge-
wicht, zerstört Selbstachtung und Identität.
Die Situation wird verschärft durch die an-
haltende Vertreibung weiterer Gemeinschaf-
ten aus ihrem natürlichen Umfeld, aus ihren
Häusern und von ihren Lebensgrundlagen.

Diese Situation kann jedoch verändert werden.
Denn wir haben die Mittel dafür. Wir müssen
erkennen, dass das Wohlergehen von Men-
schen und die Verwirklichung ihrer Rechte zen-
tral sind für unsere eigenen Angelegenheiten.

Angesichts dessen betonen wir:

1. Es ist Zeit anzuerkennen, dass Staaten ei-
ne zentrale Rolle spielen bei der Förderung
von Agrarreformen, und dass eine solche öf-
fentliche Politik klar und transparent formu-
liert und implementiert wird, wobei die Rech-
te von Basisorganisationen und indigenen
Gemeinschaften, Landbevölkerung und Frau-
en, aktiv gefördert werden, damit diese voll
am Agrarreformprozess teilnehmen können.

2. Agrarreformen müssen integrale Bestand-
teile von breit angelegten ländlichen Ent-
wicklungsstrategien werden, basierend auf
dem Wissen, dass sie Teil des größeren natio-
nalen Entwicklungsprozesses sind, und nicht
nur ein Sicherheitsnetz, Wohlfahrts- oder
Entschädigungspolitik, die isoliert und margi-
nalisiert. Solche integrierten Strategien müs-
sen mit einem Maximum möglicher Ressour-
cen unterstützt werden.

3. Ist die nationale Entscheidung gefallen,
Land- und Agrarreformen umzusetzen, sollte

Dokumentation
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ein Dezentralisierungsprozess garantieren,
dass Basisorganisationen,  soziale Bewegun-
gen und lokale Behörden so in den Reform-
prozess einbezogen und an ihm beteiligt wer-
den, dass er die Macht lokaler Großgrundbe-
sitzer nicht verstärkt.

4. Agrarreformen müssen sicherstellen, dass
nachhaltige Nutzung des Landes und  Le-
bensfähigkeit der Produktionssysteme in die
Überlegungen miteinbezogen werden.

5. Es ist entscheidend, Agrarreformen nicht
nur als Mittel zu sehen, Land umzuverteilen,
sondern als integralen Prozess, der Zugang,
Landbesitzrechte und nachhaltige Nutzung
von natürlichen Ressourcen wie Wälder, Was-
ser, Saatgut, genetischen Ressourcen, Land
und Artenvielfalt regelt.

6. Wo im Zuge von Agrarreformen Menschen
umgesiedelt werden, muss dies freiwillig und
in einer Weise geschehen, die das soziale Be-
ziehungsgeflecht nicht zerreißt - wo nötig
auch mit Kompensationen.

7. Regierungen müssen ihre menschenrecht-
lichen Verpflichtungen, die sich aus den bür-
gerlichen, politischen, kulturellen, sozialen
und ökonomischen Rechten ergeben, respek-
tieren, schützen und erfüllen. Der Zugang zu
produktiven Ressourcen -  einschließlich des
Zugangs zu Land im Rahmen von Agrarrefor-
men - ist ein wichtiger Bestandteil dieser
Pflichten.

8. Regierungen und internationale staatliche
Organisationen müssen für den Fall von Aus-
einandersetzungen um Land den Zugang zu
Rechtsinstrumenten garantieren sowie
außergerichtliche Mittel der Streitbeilegung
stärken.

9. Es ist notwendig, die Gründung und Stär-
kung von Institutionen zu fördern, die sich
mit Agrarreformen und Fragen der Landbe-
wirtschaftung  befassen.

10. Es ist notwendig anzuerkennen, dass Pro-
gramme, die sich mit der Einrichtung von Ka-
tasterämtern, dem Registrieren von Landti-
teln und der Verwaltung von Land befassen,
nicht dazu angelegt sind, Agrarreformen zu
ersetzen. Andererseits können das wichtige
Instrumente sein, um die Rechtssicherheit für
alle Beteiligten zu erhöhen. Dort, wo diese
Instrumente genutzt werden, müssen sie in
der Lage sein, sowohl die primären Rechte an
Land zu reflektieren als auch die überlappen-
den und sekundären Landrechte anderer - et-
wa das Recht von Hirten, mit ihren Herden
herumziehen zu können.

11. Es ist die Aufgabe der Regierungen, dafür
Sorge zu tragen, dass lokale Bevölkerung und
lokale Institutionen, soziale Organisationen
und Basisbewegungen, direkt in die Debatte
und die Umsetzung von Politikkonzepten ein-
bezogen werden. Arrangements dieser Art
müssen eine zentrale Rolle beim Management
natürlicher Ressourcen spielen.

12. Regierungen haben die Pflicht, sicherzu-
stellen, dass Frauen beim Zugang zu Land,
der Kontrolle von Land und der Zuteilung von
Landtiteln gleiche Rechte eingeräumt wer-
den.

13. Die Regierungen müssen die traditionel-
len Rechte indigener Gruppen und bäuer-
licher Gemeinschaften sowie nationaler und
kultureller Minderheiten anerkennen und
respektieren. 

14. Regierungen haben dafür zu sorgen, dass
alle vom Thema Betroffenen (inklusive Frau-
en, Landbevölkerung, Angehörige indigener
Gruppen), in den Prozess der Formulierung
einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung,
der Agrarreform-Gesetzgebung sowie Agrarre-
form-Programmen einbezogen werden.

15. Angesichts der globalen Veränderungen der
vergangenen beiden Jahrzehnte müssen die
Regierungen die Verpflichtungen überprüfen,
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erneuern und annehmen, die sie vor 22 Jahren
bei der Weltkonferenz über Agrarreformen und
ländliche Entwicklung (WCARRD) sowie jünge-
ren internationalen Konferenzen wie dem Welt-
ernährungsgipfel oder der Verabschiedung der
ILO-Konvention 169 sowie den Konventionen
über Biodiversität und Wüstenbildung einge-
gangen sind.

16. Ländliche Entwicklung und insbesondere
Agrarreformen müssen eine prioritäre Position
im Rahmen der bilateralen und multilateralen
Entwicklungszusammenarbeit bekommen.
Solche Entwicklungskooperationen müssen
innerhalb eines demokratischen und partizipa-
tiven Rahmens erarbeitet werden.

17. Einer Landwirtschaftspolitik, die Dumping-
preise fördert, die Eigenproduktion und den
Export von Entwicklungsländern bestraft, die
ländliche Entwicklung erdrosselt und die Men-
schen verarmen lässt, muss entgegengewirkt
werden. Die industrialisierten Länder müssen
eine größere Verantwortung übernehmen für
die Nachhaltigkeit der landwirtschaftlichen
Entwicklung in den Entwicklungsländern.

18. Internationale Gemeinschaft und nationale
Regierungen müssen anerkennen, dass markt-
gestützte Landreformkonzepte (einschließlich
solcher Mechanismen wie Landbanken und
Landstiftungen), unzulängliche Instrumente
sind angesichts der großen gesellschaftlichen
Ungleichheiten. Sie können Agrarreformen, die
enteignen, indem sie im Rahmen bestehender
Gesetze Land von den Großgrundbesitzern
nehmen und dieses an Arme und Landlose
umverteilen, nicht ersetzen.

19. Es gibt einen Bedarf an speziellen Pro-
grammen für Agrarreformen in den Ländern,
die unter einem bewaffneten Konflikt leiden

(oder gelitten haben), und in dessen Folge es
zur Entwurzelung von Gemeinschaften ge-
kommen ist. In vielen dieser Fälle stellen
Agrarreformen den Weg in eine friedliche Zu-
kunft dar.

20. Es ist notwendig, die Transparenz von Pro-
jektumsetzungen zu erhöhen, indem die loka-
le Bevölkerung miteinbezogen wird. Es muss
sichergestellt werden, dass jeweils die lokale
Bevölkerung diese Prozesse kontrolliert.

21. Es ist notwendig, die Organisierung mar-
ginalisierter Gruppen zu unterstützen und so
sicherzustellen, dass diese sich an der Umset-
zung ländlicher Entwicklung sowie von Agrar-
reformen beteiligen können.

22. Es ist Aufgabe der Organisationen der Zi-
vilgesellschaft, durch anwaltschaftliches En-
gagement, Mediation, den Ausbau der Kapa-
zitäten von Basisorganisationen, das Entwi-
ckeln effektiver und effizienter Modelle von
Agrarreformen und ländlicher Entwicklung je-
ne Kanäle bereitzustellen, beziehungsweise zu
entwickeln, durch die sich der öffentliche Wil-
le artikulieren kann sowie ihre Rolle als Wach-
hund auszuüben. 

23. Es ist notwendig, einen größeren Aus-
tausch an Informationen und Wissen bezüg-
lich des Zugangs zu Land zu unterstützen.
Dieser Austausch sollte über das gegenwärti-
ge Austauschen rein technischer Informatio-
nen hinausgehen und so einen Beitrag leisten,
öffentliche Aufmerksamkeit sowie Solidarität
zu bilden sowie Erfahrungen und Lektionen
zu teilen und Auswahlmöglichkeiten zu eröff-
nen.

Übersetzung: Norbert Glaser
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epd-Entwicklungspolitik: Materialien 1999-2002

I/1999 Rudolf Buntzel-Cano, Tobias Reichert, Rashid Kaukab, Agrarpolitik und Ernäh-
rungssicherheit am Vorabend der Millennium-Runde der WTO. 
Nach welchen Regeln handeln? 
57 Seiten, 5,11 EUR

II/1999 Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienst, AG KED; Profil zeigen und
kooperieren. Orientierungen für die Inlandsarbeit 
32 Seiten, 2,56 EUR

III/1999 Zur pädagogischen „Reintegration“ entwicklungsbezogener Bildung mit Beiträ-
gen von Partha Chatterjee, Alfred Holzbrecher, Al Imfeld, Wolfram Keppler, u.a., Die-
ter Kramer, Erhard Meueler, Klaus Seitz, Udo Ernst Simonis. 
92 Seiten, 8,69 EUR

IV/1999 Clementine Herzog, Rüdiger Sareika, K. Friedrich Schade (Hg.), Kunst wird die
Welt mehr verändern als Politik. Texte einer Tagung 1999 in der Evangelischen
Akademie Iserlohn. 
109 Seiten, 9,71 EUR

V/1999 Schatzinseln in der Südsee - Bergbau im Südpazifik. Modernisierungskonflikte
in jungen Staaten und Perspektiven nachhaltiger Entwicklung. Dokumentation ei-
ner Tagung vom 23. - 25 Oktober 1998 in der Evangelischen Akademie 
Tutzing. 
88 Seiten, 6,65 EUR

VI/1999 Tourism at the Crossroads. Challenges to Developing Countries by the New World
Trade Order 
72 Seiten, 9,71 EUR

I/2000 Bibliographie zum kirchlichen Entwicklungsdienst. Quellen und Darstellungen
zum kirchlichen Entwicklungsdienst. der überblick: Sach- und Länderregister 1990
- 1999; epd-Entwicklungspolitik: Sachregister, Register 1997 - 1999 (Auszug) 
148 Seiten, 8,18 EUR

II/2000 Bishwajit Dhar, Aileen Kwa, Marita Wiggerthaler, Die Agrarverhandlungen der
WTO: Die „nicht-handelsbezogenen Anliegen“ und die Entwicklungsländer. Hg.
Rudolf Buntzel-Cano, Entwicklungspolitische Bildung auf dem Lande in der EKD. 
61 Seiten, 6,14 EUR

I/2001 Die Hoffnung heißt Leben. Entwicklung, Mission und Ökumene. Dokumentation
einer Konsultation in der Missionsakademie Hamburg, 11.-13.12.2000. 
EED-Dokumentation
74 Seiten, 5,62 EUR
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II/2001 Michael Frein, Hartmut Meyer, Wem gehört die biologische Vielfalt? 
Das „grüne Gold“ im Nord-Südkonflikt. Ein Diskussionspapier 
EED-Dokumentation
48 Seiten, 5,00 EUR

I/2002 Rudolf Buntzel-Cano, Peter Lanzet, Walter Marschner, Land Gottes, Land für alle.
Agrarreform und Armutsbekämpfung. Ein Beitrag der Welternährungskonferenz
„Rom 5 Jahre danach“.  EED-Dokumentation
40 Seiten, 4,00 EUR
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An der Schwelle zum 21. Jahrhun-
dert sind 800 Millionen Menschen
unterernährt. Der Großteil von 
ihnen lebt auf dem Lande. 70 Pro-
zent der hungernden Kinder leben
in Ländern, die Nahrungsmittel-
überschüsse produzieren. Den Bo-
den gerechter zu verteilen scheint
deshalb unabdingbar für eine
nachhaltige Entwicklung.

Die vorliegende Broschüre reflek-
tiert den thematischen Dialog des
EED mit seinen Partnern über
Möglichkeiten und Bedingungen
von Agrarreformen. Das Thema
steht auch auf der Tagesordnung
der Konferenz „Welternährungs-
gipfel: 5 Jahre danach“ im Juni in
Rom.
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